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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

6 — 65010 — 3028/60 III 


Bonn, den 10. Mai 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 26. Januar 1960 über die Internationale 
Entwicklungs-Organisation 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. Der Wortlaut des Abkom- 
mens in englischer Sprache und die deutsche Übersetzung 
sowie eine Denkschrift sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 218. Sitzung am 6. Mai 1960 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Diuck: Bundosdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hdns Heger, 

Bad Codesberg, Goctheslr. 54, Telclon 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 26. Januar 1960 
über die Internationale Entwicklungs-Organisation 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem Abkommen von Washington vom 26. Januar 
1960 über die Internationale Entwicklungs-Organi- 
sation (International Development Association) 
wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 

A r tik e 1 2 

Die Deutsche Bundesbank ist Hinterlegungsstelle 
für die Internationale Entwicklungs-Organisation 
nach Artikel VI Abschnitt 9 des Abkommens. 

Artikel 3 

Der Gouverneur für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in der Internationalen Entwicklungs-Organisa- 


tion sowie sein Stellvertreter und zeitweiliger Stell- 
vertreter üben ihre Tätigkeit im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft aus. Der Direk- 
tor sowie sein Stellvertreter und zeitweiliger Stell- 
vertreter sind an die Weisungen des Biindes- 
ministers für Wirtschaft gebunden. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel XI für die Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntziigcben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht, nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 GG der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung jeweils zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bunde.sgesetzes. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Ar- 
tikel 105 Abs. 3 GG erforderlich, weil das Abkom- 
men in Artikel VllI Abschnitt 9 Befreiungen von 
Steuern vorsieht, deren Aufkommen den Ländern 
und den Gemeinden ganz oder zum Teil zutliebL 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift stellt klar, daß der bankmäßige 
Geschäftsverkehr mit der Internationalen Entwick- 
lungs-Organisation von der Deutschen Bundesbank 
geführt wird. 

Zu Artikel 3 

Alle Befugnisse der Organisation liegen beim Gou- 
verneursrat. Mit Ausnahme der Beschlußfassung 
über besonders wichtige Angelegenheiten, wie z. B. 
die Beschlußfassung über die Aufnahme oder den 
Ausschluß von Mitgliedern, die Genehniigiing zu- 
sätzlicher Zeichnungen, die Wahl der Direktoren, 
die Liquidation der Organisation und die Auslegung 
des Abkommens, kann der Gouverneursrat seine 
Befugnisse dem Direktorium übertragen, ln der 
Praxis wird deshalb bei der Internationalen Ent- 


wicklungs-Organisation die Ausübung der gesam- 
ten laufenden Geschäftstätigkeit wie im Falle der 
Weltbank beim Direktorium liegen. Es erscheint da- 
her geboten, die Stellung des deutschen Gouver- 
neurs und des deutschen Direktors zur Bundesregie- 
rung zu regeln, ln Übereinstimmung mit Artikel 5 
des Gesetzes betreffend das Abkommen über die 
Internationale Finanz-Corporation und betreffend 
Gouverneure und Direktoren in der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, in der 
Internationalen Finanz-Corporation und im Inter- 
nationalen Währungsfonds vom 12. Juli 1956 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 747) ist vorgesehen, daß der Gou- 
verneur sowie seine Stellvertreter ihre Tätigkeit 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft, und der Direktor sowie seine Stellver- 
treter ihre Tätigkeit nach Weisungen des Bundes- 
ministers für Wirtschaft ausüben. 

Zu Artikel 4 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden, das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel XI in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 
über die 

Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) 


Articles of Agreement 
of the 

International Development Association 


THE GOVERNMENTS on whose behalf this Agreement 
is sigiied, 

CONSIDERING: 

Thal mutual Cooperation for constructive economic 
purposes, healthy development of the world economy 
and balanced growth of international trade foster inter- 
national relationships conducive to the maintenance of 
peace and world prosperity; 

That an acceleration of economic development which 
will promote higher Standards of living and economic 
and social progress in the less-developed countries is 
desirable not only in the Interests of those counlries but 
also in the Interests of the international community as a 
whole; 

That achievement of these objectives would be facili- 
tated by an increase in the international flow of Capital, 
public and private, to assist in the development of the 
resonrres of the less-developed countries, 

DO HEREBY AGREE AS FOLLOWS: 


Introductory Article 

The International Development Association (hereinafter 
called "the Association") is established and shall operate 
in accordance with the following provisions: 


Article I 

Purposes 

The purposes of the Association are to promote eco- 
nomic development, increase productivity and thus raise 
Standards of living in the less-developed areas of the 
World included within the Association’s membership, in 
particular by providing finance to meet Iheir important 
developmental requirements on terms which are more 
flexible and bear less heavily on the balance of pay- 
ments than those of conventional loans, thereby further- 
ing the developmental objectives of the International 
Bank for Reconstruction and Development (hereinafter 
called "the Bank") and supplementing its activities. 


The Association shall be guided in all its decisions 
by the provisions of this Article. 


(Übersetzung) 

DIE REGIERUNGEN, in deren Namen dieses Abkom- 
men unterzeichnet ist — 

IN DER ERWÄGUNG, 

daß durch Zusammenarbeit für konstruktive wirtschaft- 
liche Zwecke, durch eine gesunde Entwicklung der Welt- 
wirtschaft und durch ein ausgewogenes Wachstum des 
Welthandels internationale Beziehungen gefördert wer- 
den, die der Erhaltung des Friedens und dem Wohlstand 
in der Welt dienlich sind, 

daß eine Beschleunigung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung, die zur Hebung des Lebensstandards und zu wirt- 
schaftlichem und sozialem Fortschritt in den Entwicklungs- 
ländern beiträgt, im Interesse nicht nur dieser Länder 
sondern auch der gesamten Völkergemeinschaft wün- 
schenswert ist, 

daß eine Verstärkung des internationalen Flusses 
öffentlichen und privaten Kapitals, das dem Ausbau der 
Produklionskräfte der Entwicklungsländer zugute kommt, 
das Erreichen dieser Ziele erleichtern würde — 

KOMMEN HIERMIT WIE FOLGT ÜBEREIN: 


Einführungsartikel 

Die Internationale Entwicklungsorganisation (im folgen- 
genden als „Organisation" bezeichnet) wird nach Maß- 
gabe der folgenden Bestimmungen errichtet, die auch ihre 
Tätigkeit regeln. 

Artikel I 

Zweck 

Zweck der Organisation ist es, in den in die Mitglied- 
schaft einbezogenen Entwicklungsgebieten der Weit die 
wirtschaftliche Entwicklung zu fördern, die Produktivität 
zu steigern und auf diese Weise den Lebensstandard zu 
heben; zu diesem Zweck stellt die Organisation insbeson- 
dere Finanzierungsmittel zur Deckung der wichtigsten 
Entwicklungsbedürfnisse dieser Gebiete zu Bedingungen 
bereit, die elastischer sind und die Zahlungsbilanz weni- 
ger belasten als die Bedingungen herkömmlicher Dar- 
lehen; hierdurch sollen die Entwicklungsziele der Inter- 
nationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (im 
folgenden als „Bank" bezeichnet) gefördert und ihre 
Tätigkeit ergänzt werden. 

Die Organisation wird sich bei allen ihren Beschlüssen 
von den Bestimmungen dieses Artikels leiten lassen. 
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Article II 


Artikel II 


Membership; Initial Subscriptions 


Mitgliedschaft; Erstzeichnungen 


Seclion 1 

Membership 

(a) The original members of the Association shall be 
üiose members of the Bank listed in Schedule A hereto 
whidi, on or before the dato specifled in Article XI, 
Section 2 (c), accept membership in the Association. 

(b) Membership shall bc open to other members of the 
Bank at such times and in accordance with such terms 
as the Association may determine. 

Section 2 

Initial Subscriptions 

(a) Upon accepting membership, each member shall 
subscribe funds in the amount assigned to it. Such 
siibscriptions are herein referred to as initial subscrip- 
tions, 

(b) The initial subscription assigned to each original 
member shall be in the amount set forth opposite its 
name in Schedule A, expressed in terms of United States 
dollars of the weiqht and flneness in effect on January 1, 
1960. 

(c) Ten pcrcent of the initial subscription of each 
original member shall be payable in gold or freely con- 
vertible currency as follows; fifty percent within thirty 
days after the date on which the Association shall begin 
operations pursuant to Article XI, Section 4, or on the 
date on which the original member becoines a member, 
whichever shall be later; twelve and one-half percent 
one year after the beginning of operations of the 
Association; and twelve and one-half percent each year 
thereafter at annual intervals until the ten percent por- 
tion of the initial subscription shall have been paid in full. 

(d) The remaining ninety percent of the initial sub- 
scription of each original miember shall be payable in 
gold or freely convertible currency in the case of mem- 
bers listed in Part I of Schedule A, and in the currency 
of the subscribing member in the case of members listed 
in Part II of Schedule A. This ninety percent portion of 
initial subscriptions of original members shall be payable 
in five equal annual instalments as follows: the first 
such instalment within thirty days after the date on 
which the Association shall begin operations pursuant 
to Article XI, Section 4, or on the date on which the 
original member becomes a member, whichever shall be 
later; the second instalment one year after the beginning 
of operations of the Association, and succeeding instal- 
ments nach year thereafter at annual intervals until the 
ninety percent portion of the initial subscription shall 
have been paid in full. 

(e) The Association shall accept froin any member, in 
place of any part of the member's currency paid in or 
payable by the member under the prcceding subsec- 
tion (d) or under Section 2 of Article IV and not needed 
by the Association in its operations, notes or similar 
obligations issued by the government of the member 
or the depository designated by such member, which 
shall be non-negotiable, non-interest-bearing and payable 
at their par value on demand to the account of the 
Association in the designated depository. 

(f) For the purposes of this Agreement the Association 
shall regard as "freely convertible currency": 


Abschnitt 1 

Mitgliedschaft 

(a) Gründungsmitglieder der Organisation sind die- 
jenigen im Verzeichnis A aufgelührten Mitglieder der 
Bank, die bis zu dem in Artikel XI Abschnitt 2 Buch- 
stabe (c) festgesetzten Zeitpunkt die Mitgliedschaft in 
der Organisation annehmen. 

(b) Die Mitgliedschaft steht anderen Mitgliedern der 
Bank zu den von der Organisation festgesetzten Zeit- 
punkten und Bedingungen offen. 

Abschnitt 2 

Erstzeichnmigen 

(a) Bet Annahme der Mitgliedschaft zeichnet jedes Mit- 
glied einen Betrag in der für dieses Mitglied festgelegten 
Höhe. Diese Zeichnungen werden in diesem Abkommen 
Erstzeichnungen genannt. 

(b) Die für jedes Gründungsmilglied festgelegte Höhe 
der Erstzeichnung ist im Verzeichnis A neben seinem 
Namen in US-Dollar mit dem Gewicht und dem Fein- 
gehalt vom 1. Januar 1960 angegeben. 

(c) Zehn Prozent der Erstzeichnung jedes Gründungs- 
mitglieds sind in Gold oder frei konvertierbarer Wäh- 
rung wie folgt einzuzahlen: fünfzig Prozent hiervon 
binnen dreißig Tagen, nachdem die Organisation ihre 
Tätigkeit gemäß Artikel XI Abschnitt 4 aufgenommen 
hat, oder zu dem Zeitpunkt, an dem das betreffende 
Gründungsmitglied die Mitgliedschaft erwirbt (je nach- 
dem, welcher Zeitpunkt später liegt); zwölfeinhalb Pro- 
zent ein Jahr nach Aufnahme der Geschäftstätigkeit und 
zwölfeinhalb Prozent in jedem nachfolgenden Jahr in 
jährlichen Abständen, bis der zehnprozentige Teilbetrag 
der Erstzeichnung voll eingezahlt ist. 

(d) Die restlichen neunzig Prozent der Erstzeichnung 
jedes Gründungsmitglieds sind von den im Verzeichnis A 
Teil T genannten Mitgliedern in Gold oder frei konver- 
tierbarer Währung und von den im Verzeichnis A Teil II 
genannten Mitgliedern in ihrer Landeswährung einzu- 
zahlen. Dieser neunzigprozentige Teilbetrag der Erstzeich- 
nungen der Gründungsmitglieder ist in fünf gleichen 
Jahresraten wie folgt einzuzahlcn: die erste Rate binnen 
dreißig Tagen, nachdem die Organisation ihre Tätigkeit 
gemäß Artikel XI Abschnitt 4 aufgenommen hat, oder 
zu dem Zeitpunkt, an dem das betreffende Gründungs- 
mitglied die Mitgliedschaft erwirbt (je nachdem, welcher 
Zeitpunkt später liegt); die zweite Rate ein Jahr nach 
Aufnahme der Geschäftstätigkeit und die weiteren Raten 
in jedem nachfolgenden Jahr in jährlichen Abständen, 
bis der neunzigprozentige Teilbetrag der Erstzeichnung 
voll eingezahlt ist. 

(e) An Stelle eines Teils des von einem Mitglied ge- 
mäß Buchstabe (d) oder gemäß Artikel IV Abschnitt 2 
in seiner Währung eingezahlten oder einzuzahlenden 
Betrags, den die Organisation für ihre Geschäfte nicht 
benötigt, nimmt sie von diesem Mitglied Schuldscheine 
an, die von der Mitgliedsregierung oder der von ihr 
bezeichneten Hinterlegungsstelle ausgestellt sind; diese 
müssen unübertragbar, unverzinslich und auf Verlangen 
zum Nennwert auf das Konto der Organisation bei der 
bezeichneten Hinterlegungsstelle zahlbar sein. 

(f) Im Sinne dieses Abkommens betrachtet die Organi- 
sation als „frei konvertierbare Währung" 
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(i) currency of a member which the Association 
determines, after consultation with the Inter- 
national Monetary Fund, is adequately con- 
vertible into the currencies of other members 
for the purposes of the Association's Opera- 
tion s; or 

(ii) currency of a member which such member 
agrees, on terms satisfactory to the Association, 
to exchange for the currencies of other mem- 
bers for the purposes of the Association's 
operations. 

(g) Except as the Association may otherwise agree, 
each member listed in Part I of Schedule A shall main- 
tain, in respect of its currency paid in by it as freely 
convertible currency pursuant to subsection (d) of this 
Section, the same convertibility as existed at the time 
of payment. 

(h) The conditions on which the initial subscriptions 
of members other than original members may be made, 
and the amounts and the terms of payment thereof, shall 
be determined by the Association pursuant to Section 
1 (b) of this Article. 

Section 3 

Limitation on Liability 

No member shall be liable, by reason of its member- 
ship, for obligations of the Association. 

Article III 

Additions to Resources 

Section 1 

Additional Subscriptions 

(a) The Association shall at such time as it deems 
appropriate in the light of the schedule for completion of 
payments on initial subscriptions of original members, 
and at intervals of approximatcly five years tliereafter, 
review the adequacy of its resources and, if it deems 
desirable, shall authorize a general incrcase in sub- 
scriptions. Notwithstanding the foregoing, general or 
individual increases in subscriptions may be authorizcd 
at any time, provided that an individual increase shall 
be considered only at the request of the member in- 
volved. Subscriptions pursuant to this Section are herein 
referred to as additional subscriptions. 


(b) Subject to the provisions of paragraph (c) below, 
when additional subscriptions are authorized, the amounts 
authorized for subscription and the terms and conditions 
relating thereto shall be as determined by the Association. 

(c) When any additional subscription is authorized, 
each member shall be given an opportunity to subscribe, 
under such conditions as shall be reasonably determined 
by the Association, an amount which will enable it to 
maintain its relative voting power, but no member shall 
be obligated to subscribe. 

(d) All decisions under this Section shall be made by 
a two-lhirds majority of the total voting power. 

Section 2 

Siipplementary Resources Provided by a Member 
in the Currency of Another Member 

(a) The Association may enter into arrangements, on 
such terms and conditions consistcnt with the provisions 
of this Agreement as may be agreed upon, to receive 


(i) die Währung eines Mitglieds, von der die Orga- 
nisation nach Konsultation mit dem Internatio- 
nalen Währungsfonds feststellt, daß sie für die 
Geschäfte der Organisation hinreichend in die 
Währungen anderer Mitglieder konvertierbar 
ist, sowie 

(ii) die Währung eines Mitglieds, das sich zu Be- 
dingungen, welche die Organisation zufrieden- 
stellen, bereit erklärt, diese Währung für die 
Geschäfte der Organisation in die Währungen 
anderer Mitglieder umzuwechseln. 

(g) Soweit die Organisation keiner anderen Regelung 
zustimmt, hält jedes im Verzeichnis A Teil I genannte 
Mitglied die Konvertierbarkeit der von ihm als frei 
konvertierbare Währung gemäß Buchstabe (d) eingezahl- 
ten Beträge in eigener Währung so aufrecht, wie sie zur 
Zeit der Einzahlung bestand. 

(h) Die Bedingungen, zu denen die Erstzeichnungen 
anderer als der Gründungsmitglieder erfolgen, sowie die 
Höhe und Zahlungsmodalitätcn dieser Erstzeichnungen 
bestimmt die Organisation gemäß Abschnitt 1 Buch- 
stabe (b). 

Abschnitt 3 

Beschränkung der Haftung 

Kein Mitglied haftet auf Grund seiner Mitgliedschaft 
für die Verbindlichkeiten der Organisation. 

Artikel III 

Zusätzliche Mittel 

Abschnitt 1 

Zusatzzeichnungen 

(a) Die Organisation überprüft, sobald es ihr nachdem 
Plan für die Leistung von Zahlungen auf Grund der 
Erstzeichnungen der Gründungsmitglieder angebracht er- 
scheint, und anschließend in Abständen von etwa fünf 
Jahren, die Zulänglichkeit ihrer Mittel und genehmigt, 
wenn es ihr wünschenswert erscheint, eine allgemeine 
Erhöhung der Zeichnungsbeträge. Ungeachtet der vor- 
stehenden Bestimmung können allgemeine oder indi- 
viduelle Erhöhungen von Zeichnungsbeträgen jederzeit 
genehmigt werden; eine individuelle Erhöhung kann 
jedoch nur auf Verlangen des betreffenden Mitglieds in 
Betracht gezogen werden. Zeichnungen gemäß diesem 
Abschnitt werden in diesem Abkommen Zusatzzeichnun- 
gen genannt. 

(b) Vorbehaltlich des Buchstaben (c) werden bei der 
Genehmigung von Zusatzzeichnungen die Beträge und 
die Bedingungen von der Organisation festgelegt. 

(c) Wird eine Zusatzzeichnung genehmigt, so ist jedem 
Mitglied Gelegenheit zu geben, zu Bedingungen, welche 
die Organisation für angemessen hält, einen Betrag zu 
zeichnen, der ihm die Aufrechterhaltung seines Stimmen- 
anteils ermöglicht; kein Mitglied ist jedoch zur Zeichnung 
verpflichtet. 

(d) Alle Beschlüsse auf Grund dieses Abschnitts be- 
dürfen einer Zweidrittelmehrheit der Gesamtzahl der 
Stimmen. 

Abschnitt 2 

Ergänzungsleistungen eines Mitglieds 
in der Währung eines anderen Mitglieds 

(a) Die Organisation kann zu Bedingungen, die im 
gegenseitigen Einvernehmen festgelegt werden und mit 
diesem Abkommen im Einklang stehen, mit einem Mit- 
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from any member, in addition to the amounts payable 
by such member on account of ils initial or any ad- 
ditional subscription, supplementary resourccs in the 
currency of another member, provided that the As- 
sociation shall not enter into any such arrangement un- 
less the Association is satisfied that the member whose 
currency is involved agrees to the use of such currency 
as supplementary resources and to the terms and con- 
ditions governing such use. The arrangenients under 
which any such resources are received may include pro- 
visions regarding the disposition of earnings on the re- 
sources and regarding the disposition of the resources in 
the event that the member providing them ceases to be 
a member or the Association permanently suspends its 
operations. 


(b) The Association shall deliver to the contributing 
member a Special Development Certificate setting forth 
the amount and currency of the resources so contributed 
and the terms and conditions of the arrangement relating 
to such resourccs. A Special Development Certificate 
shall not carry any voting rights and shall be trans- 
ferable only to the Association. 

(c) Nothing in this Section shall preclude the Asso- 
ciation from accepting resources from a member in its 
own currency on such terms as may be agreed upon. 

Article IV 

Currencies 

Section 1 

Use of Currencies 

(a) Currency of any member listed in Part II of Sched- 
ule A, whether or not freely convertible, received by the 
Association pursuant to Article II, Section 2 (d), in pay- 
ment of the ninety percent portion payable thercunder 
in the currency of such member, and currency of such 
member derived therefrom as principal, iriterest or other 
charges, may be used by the Association tor administra- 
tive expenses incurred by the Association in the terri- 
tories of such member and, insofar as consistent with 
sound monetary policies, in payment for goods and 
Services produced in the territories of such member and 
required for projects financed by the Association and 
located in such territories; and in addition when and to 
the extent justified by the economic and financial Sit- 
uation of the member concerned as determined by 
agreement between the member and the Association, 
such currency shall be freely convertible or otherwise 
usable for projects financed by the Association and 
located outside the territories of the member. 


(b) The usability of currencies received by the Asso- 
ciation in payment of suberiptions other than initial sub- 
scriptions of original members, and currencies derived 
therefrom as principal, interest or other charges, shall 
be governed by the terms and conditions on which such 
subscriptions are authorized. 

(c) The usability of currencies received by the As- 
sociation as supplementary resources other than sub- 
scriptions, and currencies derived therefrom as principal, 
interest or other charges, shall be governed by the terms 
of the arrangenients pursuant to which such currencies 
are received. 


glied vereinbaren, daß sie von ihm außer den Betragen, 
welche es auf Grund seiner Erstzeichnung oder etwaiger 
Zusatzzeichnungen zu zahlen hat, Ergänzungsleistungen 
in der Währung eines anderen Mitglieds erhält; die 
Organisation darf jedoch eine derartige Vereinbarung 
nur treffen, wenn sie sich vergewissert hat, daß das Mit- 
glied, um dessen Währung es sich handelt, der Verwen- 
dung der betreffenden Mittel als Ergänzungsleistung 
sowie den für ihre Verwendung geltenden Bedingungen 
zustimmt. Die Vereinbarungen, auf Grund deren die 
Organisation solche Leistungen erliält, können Bestim- 
mungen über die Verwendung des Ertrags aus diesen 
Mitteln enthalten; für den Fall, daß die Mitgliedschaft 
des diese Mittel bereitstellenden Mitglieds erlischt oder 
die Organisation ihre Geschäftstätigkeit endgültig ein- 
stellt, können Bestimmungen über die Verwendung der 
Mittel selbst vorgesehen werden. 

(b) Die Organisation erteilt dem die Mittel bereit- 
stellenden Mitglied ein Besonderes Entwicklungszertifikat 
(Special Development Certificate), in dem Betrag und 
Währung dieser Mittel sowie die in der Vereinbarung 
hierüber festgeleqten Bedingungen angegeben sind. Mit 
einem Besonderen Entwicklungszertifikat sind keinerlei 
Stimmrechte verbunden; es ist nur auf die Organisation 
übertragbar. 

(c) Dieser Abschnitt schließt nicht aus, daß die Organi- 
sation von einem Mitglied Mittel in seiner Landeswährung 
unter Bedingungen annimmt, die von Fall zu Fall verein- 
bart werden. 

Artikel IV 

Währungen 

Abschnitt 1 

Verwendung von Wahrungen 

(a) Die Beträge, gleichviel ob in frei oder nicht frei 
konvertierbarer Währung, welche die Organisation ge- 
mäß Artikel II Abschnitt 2 Buchstabe (d) von einem im 
Verzeichnis A Teil 11 genannten Mitglied als Zahlung 
auf den in Landeswährung zu leistenden neunzigprozen- 
tigen Teilbetrag der Zeichnung erhalten hat, sowie die 
Beträge, weiche hieraus als Kapitalrürkzahlung, Zinsen 
oder sonstige Gebühren in dieser Landeswährung an- 
fallen, kann die Organisation für ihre Verwaltungsaus- 
gaben in den Hoheitsgebieten des betreffenden Mitglieds 
verwenden; soweit es mit einer gesunden Währungs- 
politik vereinbar ist, kann sie diese Beträge auch zur 
Bezahlung von in den Hoheitsgebieten dieses Mitglieds 
hergestellten Vv^aren und dort erbrachten Dienstleistun- 
gen verwenden, die für Vorhaben benötigt werden, 
welche die Organisation in diesen Hoheitsgebieten finan- 
ziert; außerdem können diese Betrage für Vorhaben, 
welche die Organisation außerhaib der Hoheitsgebiete 
des Mitglieds finanziert, frei konvertiert oder in sonstiger 
Weise verwendet werden, wenn und soweit die wirt- 
schaftliche und finanzielle Lage des betreffenden Mit- 
glieds laut gemeinsamer Feststellung des Mitglieds und 
der Organisation dies rechtfertigt. 

(b) Für die Verwendbarkeit der Vv^ährungen, welche 
die Organisation als Zahlung auf Grund anderer als der 
Erstzeichnungen von Gründungsmitgliedern erhält, und 
der hieraus als Kapitalrückzahlung, Zinsen oder sonstige 
Gebühren anfallenden Beträge gelten die Bedingungen, 
zu denen die betreffenden Zcidinungen genehmigt 
werden. 

(c) Für die Verwendbarkeit der Wahrungen, welche 
die Organisation außerhalb der Zeichnungen als Ergän- 
zimgsleistungcn erhält, und der hieraus als Kapital rück- 
zahlung, Zinsen oder sonstige Gebühren anfallenden 
Beträge gelten die Bedingungen der Vereinbarungen, auf 
Grund deren die Organisation diese Betrage erhält. 
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(d) All other currencies received by the Association 
may be freeiy used and exchangcd by the Association 
and shall not be subject to any restricLion by the member 
whose currency is used or exchanged; provided that the 
foregoing shall not preciude the Association from en- 
tering into any arrangements with the member in whose 
territories any project financed by the Association is 
located restricting the use by the Association of such 
member’s currency received as principal, interest or 
other chargcs in connection with such financing. 


(c) The Association shall take appropriatc steps to 
ensure that, over reasonable intervals of time, the por- 
tions of the subscriptions paid under Article II, Section 
2 (d) by members listed in Part I of Schedule A shall be 
used by the Association on an approximately pro rata 
basis, provided, however, that such portions of such 
subscriptions as are paid in gold or in a currency other 
than that of the subscribing member may be used more 
rapidly. 

Section 2 

Maintenance of Value of Currency Holdings 

(a) Whenever the par value of a member's currency 
is reduced or the foreign exchange value of a member's 
currency has, in the opinion of the Association, de- 
preciated to a significant extent within that member's 
territories, the member shall pay to the Association 
within a reasonable time an additional amount of its own 
currency sufficient to maintain the value, as of the time 
of subscription, of the amount of the currency of such 
member paid in to the Association by the member under 
Article II, Section 2 (d), and currency furnished under 
the provisions of the present paragraph, whether or not 
such currency is held in the form of notes accepted pur- 
suant to Article II, Section 2 (e), provided, however, 
that the foregoing shall apply only so long as and to the 
extent that such currency shall not have been initially 
disbursed or exchanged for the currency of another 
member. 

(b) Whenever the par value of a member's currency 
is increased, or the foreign exchange value of a mem- 
ber's currency has, in the opinion of the Association, 
apprcciated to a significant extent within that member's 
territories, the Association shall return to such member 
within a reasonable time an amount of that member’s 
currency equal to the increase in the value of the 
amount of such currency to which the provisions of 
paragraph (a) of this Section are applicable. 

(c) The provisions of the preceding paragraphs may 
be waived by the Association when a uniform propor- 
tionate change in the par value of the currencies of all 
its members is made by the International Monetary 
Fund. 

(d) Amounts furnished under the provisions of para- 
graph (a) of this Section to maintain the value of any 
currency shall be convertible and usable to the same 
extent as such currency. 

Article V 

Operations 

* Section 1 

Use of Resources and Conditions of Financing 

(a) The Association shall provide financing to further 
development in the less-devcloped areas of the w'orld 
included within the Association’ s membership. 


(d) Alle sonstigen Wahrungen, welche die Organisation 
erhält, können von ihr unbeschränkt verwendet und in 
andere Währungen umge wechselt werden und unter- 
liegen keinerlei Beschränkungen durch das Mitglied, des- 
sen Wahrung verwendet oder umgewechselt wird; dies 
schließt jedoch nicht aus, daß die Organisation mit dem 
Mitglied, in dessen Hoheitsgebieten ein von ihr fiiiaii- 
ziertes Vorhaben gelegen ist, Vereinbarungen trifft, die 
sie in der Verwendung derjenigen Betrage beschränken, 
welche sie im Zusammenhang mit dieser Finanzierung in 
der Währung dieses Mitglieds als Kapitalrückzahlung, 
Zinsen oder sonstige Gebühren erhält. 

(e) Die Organisation stellt durch angemessene Vorkeh- 
rungen sicher, daß die Teile der Zeichnungsbeträge, 
welche die im Verzeichnis A Teil I genannten Mitglieder 
gemäß Artikel II Abschnitt 2 Buchstabe (d) einzahlen, 
von ihr innerhalb angemessener Zeitabschnitte annähernd 
anteilmäßig verwendet werden-, jedoch können diejenigen 
Teile dieser Zcichnungsbetrage, die in Gold oder in einer 
anderen als der Währung des zeichnenden Mitglieds ge- 
zahlt werden, schneller verwendet werden. 

Abschnitt 2 

Aufrechterhaltung des Wertes der Währungsbestände 

(a) Wird die Parität der Währung eines Mitglieds 
herabgesetzt, oder ist der Devisenwert der Währung 
eines Mitglieds nach Ansicht der Organisation in den 
Hoheitsgebieten dieses Mitglieds in beträchtlichem Maße 
gesunken, so hat das Mitglied innerhalb einer angemes- 
senen Frist an die Organisation einen zusätzlichen Betrag 
in seiner Währung zu leisten, der ausreicht, um den zur 
Zeit der Zeichnung geltenden Wert des von dem Mitglied 
gemäß Artikel II Abschnitt 2 Buchstabe (d) in seiner 
Währung an die Organisation gezahlten Betrags und des 
gemäß diesem Buchstaben geleisteten Betrags aufrechtzu- 
erhalten; dies gilt auch, wenn die Bestände in dieser 
Währung aus Schuldscheinen bestehen, die gemäß Arti- 
kel II Abschnitt 2 Buchstabe (e) angenommen wurden; 
diese Bestimmung ist jedoch nur anzuw^enden, solange 
und soweit diese Beträge nicht bereits einmal ausgegeben 
oder in die Währung eines anderen Mitglieds umge- 
wechselt worden sind. 

(b) Wird die Parität der Währung eines Mitglieds 
erlröht, oder ist der Deviscnwmrt der Währung eines Mit- 
glieds nach Ansicht der Organisation in den Hoheits- 
gebieten dieses Mitglieds in beträchtlichem Maße gestie- 
gen, so hat die Organisation diesem Mitglied innerhalb 
einer angemessenen Frist einen Betrag in seiner Wäh- 
rung zu erstatten, der dem Wertzuwachs desjenigen 
Betrags in dieser Währung entspricht, auf den Buch- 
stabe (a) anwendbar ist. 

(c) Die Organisation kann auf die Anw^endung der 
Buchstaben (a) und (b) verzichten, wenn die Paritäten 
der Währungen aller ihrer Mitglieder vom Internationa- 
len Währungsfonds einheitlich im gleichen Verhältnis 
geändert werden. 

(d) Die Beträge, die nach Buchstabe (a) zur Aufrecht- 
erhaltung des Wertes von Währungsbeständen gezahlt 
werden, sind in dem gleichen Umfang wie die betreffen- 
den Währungsbestände konvertierbar und verwendbar. 

Artikel V 

Geschäftstätigkeit 

Abschnitt 1 

Vciwendiing der Mittel und Fiiianzieruiigsbedhigungeii 

(a) Die Organisation stellt zur Förderung der Entwick- 
lung in den in die Mitgliedschaft einbezogenen Entwick- 
lungsgebieten der Welt FinanzierungsmiUel bereit. 
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(b) Financing provided by the Association shall be for 
piirposes which in the opinion of the Association are of 
high developmental priority in the light of the needs of 
the area or areas concerned and, except in special 
circumstances, shall be for specific projects. 


(c) The Association shall not provide financing if in 
its opinion such financing is available from private 
sources on terms whidi are reasonable for the recipient 
or could be provided by a loan of the type made by the 
Bank. 

(d) The Association shall not provide financing except 
upon the recommendation of a competent committee, 
made after a careful study of the merits of the proposal. 
Fach such committee shall be appointed by the As- 
sociation and shall include a nominee of the Governor or 
Governors representing the member or members in 
whose territories the project under consideration is 
located and one or more members of the technical staff 
of the Association. The requirement that the committee 
include the nominee of a Governor or Governors shall 
not apply in the case of financing provided to a public 
international or regional Organization. 

(e) The Association shall not provide financing for any 
project if the member in whose territories the project 
is located objects to such financing, except that it shall 
not be necessary for the Association to assure itself that 
individual members do not object in the case of financ- 
ing provided to a public international or regional Or- 
ganization. 

(f) The Association shall impose no conditions that 
the proceeds of its financing shall be spent in the terri- 
tories of any particular member or members. The fore- 
going shall not preclude the Association from complying 
with any restrictions on the use of funds imposed in 
accordance with the provisions of these Articles, in- 
cluding restrictions attached to supplementary resources 
pursuant to agreement betv/een the Association and the 
contributor. 

(g) The Association shall make ariangements to en- 
sure that the proceeds of any financing are used only 
for the purposes for which the financing was provided, 
with due attention to considerations of economy, effi- 
ciency and competitive international trade and wilhout 
regard to political or other non-economic influences or 
considerations. 

(h) Funds to be provided under any financing Operation 
shall be made available to the recipient only to meet 
expenses in connection with the project as they are 
actually incurred. 

Section 2 

Form and Terms of Financing 

(a) Financing by the Association shall take the form 
of loans. The Association may, however, provide other 
financing, either 

(i) out of funds subscribed pursuant to Article III, 
Section 1, and funds derived therefrom as Prin- 
cipal, interest or other charges, if the author- 
ization for such subscriptions expressly provides 
for such financing; 

or 

(ii) in special circumstances, out of supplementary 
resources furnished to the Association, and 


(b) Die von der Organisation bereitgestellten Finanzie- 
rungsmittel haben Zwecken zu dienen, die nach Ansicht 
der Organisation im Hinblick auf die Bedürfnisse des 
oder der betreffenden Gebiete für deren Entwicklung 
vordringlich sind; sie müssen, wenn nicht besondere Um- 
stände vorliegen, für bestimmte Vorhaben gegeben 
werden. 

(c) Die Organisation stellt Finanzierungsmittel nicht 
bereit, wenn nach ihrer Ansidit solche Mittel aus privater 
Quelle zu Bedingungen erhältlich sind, die dem Empfän- 
ger zumutbar sind oder als Darlehen der Art beschafft 
v/erden können, wie die Bank sie gewährt. 

(ci) Die Organisation stellt Finanzierungsmittel nur auf 
Empfehlung eines sachkundigen Ausschusses bereit, der 
vorher die Zweckdienlichkeit des Vorschlags sorgfältig 
geprüft hat. Ein solcher Ausschuß wird von der Organi- 
sation von Fall zu Fall gebildet; es müssen ihm ein oder 
mehrere Angehörige des technischen Personals der Orga- 
nisation sowie eine Persönlichkeit angehören, die von 
dem oder den Gouverneuren des oder der Mitglieder 
benannt wird, in dessen oder deren Hoheitsgebieten das 
betreffende Vorhaben gelegen ist; Benennungen durch 
Gouverneure entfallen, wenn einer öffentlichen inter- 
nationalen oder regionalen Organisation Finanzierungs- 
mittel gewährt werden. 

(e) Die Organisation sieht von der Finanzierung eines 
Vorhabens ab, wenn das Mitglied, in dessen Hoheits- 
gebieten das Vorhaben gelegen ist, hiergegen Einspruch 
erhebt; werden einer öffentlichen internationalen oder 
regionalen Organisation Finanzierungsmittel gewährt, so 
braucht sich die Internationale Entwicklungsorganisation 
nicht zu vergewissern, daß einzelne Mitglieder keinen 
Einspruch erheben. 

(f) Die Organisation darf nicht zur Bedingung machen, 
daß ihre Finanzierungsmittel in den Floheitsgebieten 
eines oder mehrerer bestimmter Mitglieder auszugeben 
sind. Dies hindert die Organisation nicht an der Inne- 
haltung von Verwendungsbcschränkungen, die im Ein- 
klang mit diesem Abkommen für diese Mittel vorgesehen 
sind, einschließlich von Beschränkungen, die auf Grund 
einer Vereinbarung zwischen der Organisation und dem 
Geldgeber für Ergänzungsleislungen gelten. 

(g) Die Organisation trägt dafür Sorge, daß ihre Finan- 
zierungsmittel nur für die Zwecke verwendet werden, 
für die sie bereitgestellt wurden,- hierbei sind Wirt- 
schaftlichkeit, Leistungsfähigkeit und der Wettbewerb ini 
Welthandel gebührend zu berücksichtigen und politische 
oder sonstige nichtwirtschaftliche Einflüsse oder Erwä- 
gungen außer Betracht zu lassen. 

(h) Die Mittel, welche im Rahmen einer Finanzierung 
bereitgestellt sind, werden dem Empfänger nur zur 
Deckung von Ausgaben im Zusdmincnhang mit dem Vor- 
haben und jeweils nur dann zur Verfügung gestellt, 
wenn diese Ausgaben tatsächlich entstehen. 

Abschnitt 2 

Form und Bedingungen der Finanzierung 

(a) Die Organisation führt ihre f'inanzierungen in Form 
von Darlehen durch. Sie kann jedoch auch in anderer 
Form Finanzierungsmittel bercitslellen, und zwar 

(i) entweder aus den gemäß Artikel III Abschnitt 1 
gezeichneten Betragen und aus den hieraus als 
Kapitalrückzahlung, Zinsen oder sonstige Ge- 
bühren anfallenden Beträgen, soiern die Geneh- 
migung für diese Zeichnungen eine solche Finan- 
zierung ausdrücklich vorsieht, 

(ii) oder unter besonderen Umständen aus den Er- 
gänzungsleistungen an die Organisation und 
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funds derived therefrom as principal, interest 
or other charges, if the arrangements under 
which such resources are furnished expressly 
authorize such financing. 

(b) Subject to the foregoing paragraph, the Association 
may provide financing in such forms and on such terms 
as it may deem appropriate, having regard to the 
economic Position and prospects of the area or areas 
concerned and to the nature and requirements of the 
project. 

(c) The Association may provide financing to a mem- 
ber, the government of a territory included within the 
Association’s membership, a poIitical subdivision of any 
of the foregoing, a public or private entity in the 
territories of a member or members, or to a public inter- 
national or regional Organization, 


(d) In the case of a loan to an entity other than a 
member, the Association may, in its discretion, require 
a suitable governmental or other guarantee or guaran- 
tees. 

(e) The Association, in special cases, may inake 
forcign exchange available for local expenditures. 

Section 3 

Modifications of Terms of Financing 

The Association may, when and to the extent it deems 
appropriate in the light of all relevant circumstances, 
including the financial and economic Situation and 
prospects of the member concerned, and on such con- 
ditions as it may determine, agree to a relaxation or other 
modification of the terms on v/hich any of its financing 
shall have been provided. 

Section 4 

Cooperation wilh Other International Organizations 
and Members Providing Development Assistance 

The Association shall cooperate with those public 
international organizations and members which provide 
financial and technical assistance to the less-developed 
areas of the world. 

Section 5 

Miscellaneous Operations 

In addition to the operations specified elsewhere in 
this Agreernent, the Association may: 

(i) borrow funds with the approval of the member 
in whose currency the loan is denominated; 

(ii) guarantee securities in which it has invested in 
Order to facilitale their salc; 

(iii) buy and seil securities it has issued or guaran- 
teed or in which it has invested; 

(iv) in special cases, guarantee loans from other 
sources for purposes not inconsistent with the 
provisions of thcse Articles; 

(v) provide technical assistance and advisory Serv- 
ices at the request of a member; and 

(vi) exercise such other powers incidental to its 
operations as shall be necessary or desirable in 
furtherance of its purposes. 


den hieraus als Kapitalrückzahlung, Zinsen oder 
sonstige Gebühren anfallenden Beträgen, so- 
fern die Vereinbarungen über diese Leistungen 
eine solche Finanzierung ausdrücklich zulassen. 

(b) Vorbehaltlich des Buchstaben (a) kann die Organi- 
sation Finanzierungsmittel in der Form und zu den 
Bedingungen bereitstellen, die sie unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Lage und Aussichten des oder der 
betreffenden Gebiete sowie der Art und der Erforder- 
nisse des Vorhabens für angebracht hält. 

(c) Die Organisation kann Finanzierungsmittei für ein 
Mitglied, für die Regierung eines in die Mitgliedschaft 
einbezogenen Hoheitsgebiets, für eine Gebietskörper- 
schaft eines Mitglieds oder solchen Hoheitsqi oiets, für 
eine öffentliche oder private Rechtsperson in den Hoheits- 
gebieten eines oder mehrerer Mitglieder oder für eine 
öffentliche internationale oder regionale Organisation 
bereilstellcn. 

(d) Ist der Empfänger eines Darlehens nicht selbst Mit- 
glied der Organisation, so kann diese nach ihrem Ermes- 
sen eine oder mehrere geeignete staatliche oder sonstige 
Gewährleistungen verlangen. 

(e) Die Organisation kann in besonderen Fällen für 
Ausgaben in Landeswährung Devisen zur Verlegung 
stellen. 

Abschnitt 3 

Änderung der Finanzierungsbedingungen 

Wenn und soweit es der Organisation unter Berück- 
sichtigung aller maßgebenden Umstände, einschließlidi 
der finanziellen und wirtschaftlichen Lage und Aussichten 
des betreffenden Mitglieds, angebracht erscheint, kann 
sie zu von ihr festzusetzenden Bestimmungen einer 
Lockerung oder anderweitigen Änderung der Bedingun- 
gen zustimmen, zu denen sie Tinanzierungsmittel bereit- 
gestellt hat. 

Abschnitt 4 

Zusammenarbeit mit anderen 

internationalen Organisationen und Mitgliedern, 
die Entwicklungshilfe leisten 

Die Organisation arbeitet mit den öffentlichen inter- 
nationalen Organisationen und den Mitgliedern zusam- 
men, die den Entwicklungsgebieten der Welt finanzielle 
und technische Hilfe leisten. 

Abschnitt 5 
Sonstige Geschäfte 

Neben den sonst in diesem Abkommen genannten 
Geschäften kann die Organisation 

(i) Kredite aufnehmen, wenn das Mitglied, auf 
dessen Währung der Kredit lautet, zustimmt; 

(ii) Wertpapiere, in denen sie Gelder angelegt hat, 
garantieren, um ihre Weiterveräußerung zv 
erleichtern; 

(iii) Wertpapiere, die sie ausgegeben oder garan- 
tiert hat oder in denen sie Gelder angelegt hat, 
kaufen und verkaufen; 

(iv) in besonderen Fällen Darlehen aus fremden 
Quellen für Zwecke garantieren, die mit die- 
sem Abkommen vereinbar sind; 

(v) auf Wunsch eines Mitglieds technische Hilfe und 
beratende Dienste leisten und 

(vi) sonstige mit ihrer Tätigkeit zusamm.enhängende 
Befugnisse ausüben, die zur Förderung ihrer 
Ziele notwendig oder wünschenswert sind. 
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Section 6 

Political Activity Piohibitcd 

The Association and its ofhcers shall not interfere in 
thc political affairs of any member, nor shcill they be in- 
flucnced in their decisions by the political character of 
the member or members concerned. Only econonuc con- 
siderations shall be relevant to their decisions, and these 
considerations shall be weighed Impartially in order to 
achieve the purposes sLated in this Agreement. 

Article VI 

Organization and Management 

Section 1 

Structure of the Association 

The Association shall have a Board of Governors, Exec- 
utive Directors, a President and such other officers and 
Staff to perform such duties as the Association may 
determine. 

Section 2 

Board of Governors 

(a) All thc powers of the Association shall be vested 
in the Board of Governors. 

(b) Each Governor and Alternate Governor ol the 
Bank appointed by a member of the Bank which is also 
a member of the Association shall ex olficio be a Gover- 
nor and Alternate Governor, respectively, of the Asso- 
ciation. No Alternate Governor may votc except in the 
absence of his principal. The Chairman of the Board of 
Governors of the Bank shall ex officio be Chairman of 
the Board of Governors of the Association except that 
if the Chairman of the Board of Governors of thc Bank 
shall represent a state which is not a member of the 
Association, then the Board of Governors shall sclect 
One of the Governors as Chairman of the Board of Gov- 
ernors. Any Governor or Alternate Governor shall cease 
to hold Office if the member by which he was appointed 
shall cease to be a member of the Association. 

(c) The Board of Governors may delegatc to thc Exec- 
utive Directors authority to exercisc any of its powers, 
except the power to: 

(i) admit new members and determine the con- 
ditions of their admission; 

(ii) authorize additional subscriptions and determine 
the terms and conditions relating thereto; 

(iii) suspend a member; 

(iv) decide appeals from interpretations of this 
Agreement given by the Executive Directors; 

(v) make arrangements pursuant to Section 7 of 
this Article to cooperate with other inter- 
national organizations (other than informal ar- 
rangements of a temporary and administrative 
character) ; 

(vi) decide to suspend permanently the operations 
of the Association and to distribute its assets; 

(vii) determine the distribution of the Association's 
net income pursuant to Section 12 of this Ar- 
ticle; and 

(viii) approve proposed amendments to this Agree- 
ment. 


Abschnitt 6 

Verbot politischer Betätigung 

Die Organisation und ihre leitenden Angestellten dür- 
fen sich weder in die politischen Angelegenheiten eines 
Mitglieds cinmischen noch sich bei ihren Entscheidungen 
von den politischen Verhältnissen des oder der betreffen- 
den Mitglieder beeinriusscn lassen. Bei ihren Entschei- 
dungen dürfen nur wirtschaftliche Überlegungen maß- 
gebend sein; diese t'Ibcrlegungen sind im Interesse der 
Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens unpar- 
teiisch abzuwägeii. 

Artikel VI 

Organisation und Geschäftsführung 

Abschnitt 1 

Aufbau der Organisation 

Die Organisation besitzt einen Gouverneursrat, Direk- 
toren, einen Präsidenten und leitende Angestellte sowie 
sonstiges Personal zur Durchführung der von der Organi- 
sation bestimmten Aufgaben. 

Abschnitt 2 

Der Gouverneursrat 

(a) Adle Befugnisse der Organisation liegen beim 
Gouverneursrat. 

(b) Jeder Gouverneur und jeder Stellvertretende 
Gouverneur der Bank, der von einem Mitglied der Bank, 
das gleichfalls Mitglied der Organisation ist, ernannt 
wurde, ist von Amts wegen Gouverneur oder Stellver- 
tretender Gouverneur der Organisation. Ein Stellver- 
tretender Gouverneur ist nur bei Abwesenheit seines 
Gouverneurs zur Stimmabgabe berechtigt. Der Vor- 
sitzende des Gouverncursrats der Bank ist von Amts 
wegen Vorsitzender des Gouverneursrats der Organisa- 
tion; vertritt jedoch der Vorsitzende des Gouverneurs- 
rals der Bank einen Staat, der nicht Mitglied der Organi- 
sation ist, so wählt der Gouverneursrat einen der Gou- 
verneure zu seinem Vorsitzenden. Jeder Gouverneur 
oder Stellvertretende Gouverneur scheidet aus seinem 
Amt aus, wenn das Mitglied, von dem er ernannt worden 
ist, aus der Organisation ausscheidet. 

(c) Der Gouverneiirsrat kann den Direktoren die Aus- 
übung jeder seiner Befugnisse übertragen, mit Ausnahme 
der Befugnis 

(i) zur Aufnahme neuer Mitglieder und Festlegung 
der Bedingungen für ihre Aufnahme; 

(ii) zur Genehmigung von Zusatzzeichnungen und 
zur Festlegung der Bedingungen hierfür; 

(iii) zur Suspendierung eines Mitgliedes; 

(iv) zur Entscheidung über Berufungen gegen Aus- 
legungen dieses Abkommens durch die Direk- 
toren; 

(v) zum Abschluß von Aibrnaebungen gemäß Ab- 
schnitt 7 über die Zusammenarbeit mit anderen 
internationalen Organisationen (dies gilt nicht 
für informelle Abmachungen vorübergehenden 
oder verwaltungslcchnischen Charakters); 

(vi) zum Beschluß über die endgültige Einstellung 
der Geschäftstätigkeit der Organisation und 
über die Verteilung ihrer Vermögenswerte,- 

(vii) zur Entscheidung über die Verteilung der Rein- 
einnahmen der Organisation gemäß Abschnitt 12; 

(viii) zur Genehmigung von Änderungsvorschlägen zu 
diesem Abkommen. 
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(d) The Board of Governors shall hold an anniial 
nieeling and such other meeting as may be provided 
for by the Board of Governors or called by the Executive 
Directors. 

(e) The annual meeting of the Board of Governors 
shall be heid in conjunction with the annual meeting 
of the Board of Governors of the Bank. 

(f) A quorum for any meeting of the Board of Gover- 
nors shall be a majority of the Governors, exercising 
not less than two-thirds of the total voting power. 

(g) The Association may by regulation establish a 
procedure whereby the Executive Directors may obtain 
a vole of the Governors on a specific question without 
calling a meeting of the Board of Governors. 

(h) The Board of Governors, and the Executive Di- 
rectors to the extent authorized, may adopt such rules 
and regulations as may be necessary or appropriate to 
conduct the business of the Association. 

(i) Governors and Alternate Governors shall serve as 
such without compensalion from fhe Association. 


Section 3 

Voting 

(a] Each original member shall, in respect of its initial 
subscription, have 500 voLes plus one additional vote for 
each 85,000 of its initial subscription. SubscripLions other 
than initial subscriptions of original members shall carry 
such voting rights as the Board of Governors shall de- 
termine pursuanl to the provisions of Article II, 
Section 1 (b) or Article lil, Section 1 (b) and (c), as the 
case may be. Additions to resources other than sub- 
scriptions under Article II, Section 1 (b) and additional 
subscriptions under Article III, Section 1, shall not carry 
voting rights. 

(b) Except as otherwise specitically provided, all 
matters before the Association shall be decided by a 
majority of the votes cast. 


Section 4 

Executive Directors 

(a) The Executive Directors shall be responsible for 
the conduct of the general operations of the Association, 
and for this purposc shall exercise all the powers given 
to them by this Agreement or delegated to them by the 
Board of Governors. 

(b) The Executive Directors of the Association shall 
be composed ex officio of each Executive Director of the 
Bank who shall have bcen (i) appointed by a member 
of the Bank which is also a member of the Association, 
or (ii) clected in an election in which the votes of at 
least one member of the Bank which is also a member of 
the Association shall have counted toward his election. 
The Alternate to each such Executive Director of the 
Bank shall ex officio be an Alternate Director of the 
Association. Any Director shall cease to hold office if the 
member by which he was appointed, or if all the mem- 
bers whose votes counted toward his election, shall 
cease to be members of the Association. 

(c) Each Director who is an appointed Executive Di- 
rector of the Bank shall be entitled to cast the number 
of votes which the member by which he was appointed is 
entitled to cast in the Association. Each Director who is 
an elected Executive Director of the Bank shall be en- 
titled lü cast the number of votes which the member or 


(d) Der Gouvcrncursrat hält eine Jahresversammlung 
sowie sonstige Versammlungen ab, soweit solche von 
ihm vorgesehen oder von den Direktoren einberufen 
werden. 

(e) Die Jahresversammlung des Gouverneursrats wird 
in Verbindung mit der Jahresversammlung des Gouver- 
neursrats der Bank abgehalten. 

(f) Der Gouverneursrat ist bei Anwesenheit einer Mehr- 
heit von Gouverneuren, die mindestens zwei Drittel der 
gesamten Stimmrechte vertreten, beschlußfähig. 

(g) Die Organisation kann durch Anordnung ein Ver- 
fahren festlegen, nach welchem die Direktoren ohne Ein- 
berufung einer Versammlung des Gouverneursrats einen 
Beschluß der Gouverneure über eine bestimmte Frage er- 
wirken können. 

(h) Der Gouverneursrat und, soweit sie dazu befugt 
sind, die Direktoren können die für die Führung der 
Geschäfte der Organisation notwendigen oder angemes- 
senen Richtlinien und Anordnungen erlassen. 

(i) Die Gouverneure und die Stellvertretenden Gouver- 
neure erhalten als solche für ihre Tätigkeit von der Or- 
ganisation kein Entgelt. 

Abschnitt 3 

Abstimmung 

(a] Jedes Gründungsmitglied hat für seine Erstzeich- 
nung fünfhundert Stimmen und für je 5000 S .seiner Erst- 
zeichnung eine weitere Stimme. Für Zeichnungen, die 
nicht Erslzeichnungen von Gründungsmitgliedern sind, 
bestimmt der Gouverneursrat gemäß Artikel II Abschnitt 1 
Buchstabe (b) oder Artikel III Abschnitt 1 Buchstaben (b) 
und (c) die Stimmrechte. Mit zusätzlichen Mitteln, die 
weder Zeichnungen gemäß Artikel II y\bschnitt 1 Buch- 
stabe (b) noch Zusatzzeichnungen gemäß Artikel III y\b- 
schnitt 1 darstellen, sind keine Stimmrechte verbunden. 

(b) Sowx'it nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt 
ist, wird über alle der Organisation vorliegenden Ange- 
legenheiten mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen entschieden. 

Abschnitt 4 

Die Direktoren 

(a) Die Direktoren sind für die Führung der laufenden 
Geschälte der Organisation verantwortlich und üben zu 
diesem Zweck alle ihnen durch dieses Abkommen zu- 
erkannten oder vom Gouverneursrat übertragenen Be- 
fugnisse aus. 

(b) Direktoren der Organisation sind von Amts wegen 
alle Direktoren der Bank, die entweder (i) von einem 
Mitglied der Bank, das zugleich Mitglied der Organisa- 
tion ist, ernannt oder (ii) in einer Wahl mit den Stim- 
men mindestens eines Mitglieds der Bank, das zugleich 
Mitglied der Organisation ist, gewählt wmrclcn sind. Der 
Stellvertreter jedes dieser Direktoren der Bank ist von 
Amts wegen Stellvertretender Direktor der Organisation. 
Ein Direktor scheidet aus seinem Amt aus, wenn das 
Mitglied, von dem er ernannt wurde, oder wenn alle 
Mitglieder, mit deren Stimmen er gewählt wmrde, aus 
der Organisation ausscheiden. 

(c) Jeder Direktor, der ein ernannter Direktor der Bank 
ist, hat das Recht zur Abgabe der Anzahl von Stimmen, 
zu deren Abgabe das Mitglied, das ihn ernannt hat, in 
der Organisation berechtigt ist. Jeder Direktor, der ein 
gewählter Direktor der Bank ist, hat das Recht zur Ab- 
gabe der Anzahl von Stimmen, zu deren Abgabe das oder 
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members of the Association whose votes counted to- 
ward bis election in the Bank are cntitled to cast in the 
Association. All the votes which a Director is entitlcd to 
cdst sh all be cast as a iinit. 

(cl) An Allernate Director shall have full power to 
act in the absence of the Director who shall have ap- 
poinled him. When a Director is present, his Alternate 
may participate in nieetings but shall not vote. 

(e) A quoriim for any meeting of the Executive Di- 
rectors shall be a majority of the Directors exercising 
not less than one-half of the total voting power. 

(f) The Executive Directors shall meet as often as the 
business of the Association may require. 

(g) The Board of Governors shall adopt regulations 
under which a member of the Association not entitled to 
appoint an Executive Director of the Bank may send a 
repräsentative to attend any meeting of the Executive 
Directors of the Association when a request made by, 
or a matter particularly affecting, that member is under 
consideration. 

Section 5 

President and Staff 

(a) The President of the Bank shall be ex olficlo Pres- 
ident of the Association. The President shall be Chair- 
man of the Executive Directors of the Association but 
shall have no vote except a deciding vote in case of an 
cqual division. tic may participate in meetinys of the 
Board of Governors but shall not vote at such ineetings. 

(b) The President shall be chief of the operating staff 
of the Association. Under the direction of the Executive 
Directors he shall conduct the ordinary business of the 
Association and under their general control shall be 
responsible for the Organization, oppointmerit and dis- 
missdl of the officers and staff. To the extent practicable, 
officers and staff of the Bank shall be appointed to serve 
concurrently as officers and staff of the Association. 


(c) The President, officers and staff of the Association, 
in the discharge of their Offices, owe their duty entirely 
to the Association and to no other authority. Each 
member of the Association shall rcspect the inter- 
national character of this duty and shall refrain from all 
attempts to influcnce any of them in the discharge of 
their duties. 

(d) ln appointing officers and staff the President shall, 
subject to the paramount importancc of securing the 
highest Standards of efficiency and of technical compe- 
tencc, pay due regard to the importance of recruiting 
personnel on as wide a geographical basis as possible. 


Section 6 

Relationship to the Bank 

(a) The Association shall be an entity separate and 
distinct from the Bank and the funds of the Association 
shall be kept separate and apart from those of the Bank. 
The Association shall not borrow from or lend to the 
Bank, except that this shall not preclude the Association 
from investing funds not needed in its financing oper- 
ations in obligations of the Bank. 

(b) The Association may makc arrangements with the 
Bank regarding faciütics, personnel and Services and ar- 


die Mitglieder der Organisation, mit dessen oder deren 
Stimmen er in die Bank gewählt wurde, in der Organisa- 
tion berechtigt ist. Alle Stimmen, zu deren Abgabe ein 
Direktor berechtigt ist, sind einheitlich abzugeben. 

(d) Ein Stellvertretender Direktor ist bei Abwesenheit 
des Direktors, der ihn ernannt hat, befugt, für ihn zu 
handeln. Bei Anwesenheit eines Direktors kann sein 
Stellvertreter an Sitzungen teilnehmen; er hat aber kein 
Stimmrecht. 

(e) Die Direktoren sind bei Anwesenheit einer Mehr- 
heit von Direktoren, die mindestens die Hälfte der ge- 
samten Stimmredite vertreten, beschlußfähig. 

(f) Die Direktoren treten zusammen, sooft es die Ge- 
schäfte der Organisation erfordern. 

(g) Der Gouverncursrat erläßt Bestimmungen, nach 
denen ein Mitglied der Organisation, das nicht zur Er- 
nennung eines Direktors der Bank berechtigt ist, einen 
Vertreter zur Teilnahme an Sitzungen der Direktoren der 
Organisation entsenden kann, wenn ein Antrag dieses 
Mitglieds oder eine Angelegenheit, die es besonders be- 
trifit, zur Erörterung steht. 

Abschnitt 5 

Präsident und Personal 

(d) Der Präsident der Bank ist von Amts wegen Präsi- 
dent der Organisation. Der Präsident ist Vorsitzender der 
Direktoren der Organisation, hat jedoch, abgesehen von 
einer entscheidenden Stimme bei Stiinmengleicliheit, kein 
Stimmrecht. Er kann an den Sitzungen des Goiiverneurs- 
rats ohne Stimmrecht teilnehmen. 

(b) Der Präsident ist Vorgesetzter des Personals der 
Organisation. Gemäß den Weisungen der Direktoren führt 
er die laufenden Geschäfte der Organisation, und unter 
der aflgemeinen Aufsicht der Direktoren ist er für das 
Organisationswesen sowie für die Einsteilung und Ent- 
lassung der leitenden Angestellten und des sonstigen 
Personals verantwortlich. Nach Möglichkeit sind leitende 
Angestellte und sonstiges Personal der Bank gleichzeitig 
in entsprechender Funktion auch in die Dienste der Or- 
ganisation zu übernehmen. 

(c) Der Präsident, die leitenden Angestellten und das 
sonstige Personal der Organisation sind in der Ausübung 
il’.rer Dienstgeschäfte nur der Organisation und keiner 
anderen Steile verantwortlich. Jedes Mitglied der Orga- 
nisation hat den internationalen Charakter ihrer Pflichten 
zu beachten und jeden Versuch zu unterlassen, sie bei 
der Ausübung ihrer Pflichten zu beeinflussen. 

(d) Vorbehaltlich der überragenden Bedeutung eines 
Höchstmaßes an Leistungsfähigkeit und fachlichem Kön- 
nen hat der Präsident bei der Ernennung der leitenden 
Angestellten und des sonstigen Personals gebührend 
darauf zu achten, daß die Personalauswahl auf möglichst 
breiter geographischer Grundlage erfolgt. 

Abschnitt 6 

Beziehungen zur Bank 

(a) Die Organisation ist eine besondere, von der Bank 
getrennte Rechtsperson; die Mittel der Organisation sind 
gesondert und getrennt von denen der Bank zu halten. 
Die Organisation darf bei der Bank v/eder Kredite auf- 
neiimen noch ihr solche gewähren; dies schließt jedoch 
nicht aus, daß die Organisation Mittel, die sie für ihre 
Finanzierungstätigkeit nicht benötigt, in Schuldtiteln der 
Bank anlegt. 

(b) Die Organisation kann mit der Bank Abmachungen 
über Einrichtungen, Personal und Dienstleistungen sowie 
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rangements for reimbursement of administrative expenses 
paid in the first instance by either Organization on be- 
half of the other. 

(c) Nothing in this Agreement shall make the Asso- 
ciation liable for the acts or obligations of the Bank or 
the Bank liable for the acts or obligations of the Asso- 
ciation. 

Section 7 

Relations with Other International Organizations 

The Association shall enter into formal arrangeinents 
with the United Nations and may enter into such ar- 
rangements with other public international organizations 
having specialized responsibilities in related fields. 

Section 8 

Location of Offices 

The Principal office of the Association shall be the 
Principal office of the Bank. The Association may estab- 
lish other Offices in the territories of any member. 


Section 9 

Depositories 

Each member shall designate its central bank as a 
depository in which the Association may keep holdings 
of such member’s currency or other assets of the Asso- 
ciation, or, if it has no central bank, it shall designate 
for such purpose such other Institution as may be ac- 
ceptable to the Association. In the absence of any dif- 
ferent designation, the depository designated for the 
Bank shall be the depository for the Association. 

Section 10 

Channel of Communication 

Each member shall designate an appropriale authority 
with which the Association may communicate in Con- 
nection with any matter arising under this Agreement. 
In the absence of any different designation, the channel 
of communication designated for the Bank shall be the 
channel for the Association. 

Section 11 

Publication of Reports and Provision of Information 

(a) The Association shall publish an annual report con- 
taining an audited statement of its accounts and shall 
circulate to members at appropriate intervals a summary 
Statement of its financial position and of the results of 
its opcrations. 

(b) The Association may publish such other reports as 
it deems desirable to carry out its purposes. 

(c) Copics of all reports, statements and publications 
made under this Section shall be distributed to members. 


Section 12 

Disposition of Net Income 

The Board of Governors shall determine from time to 
time the disposition of the Association's net income, 
having due regard to Provision for reserves and con- 
tingencies. 


liber die Erstattung von Yerw altungskosten treffen, die 
von einer der beiden Organisationen irn Interesse der 
anderen verauslagt worden sind. 

(c) Dieses Abkommen begründet v/eder eine Haftung 
der Organisation für Handlungen oder Verbindlichkeiten 
der Bank noch eine Haftung der Bank für Handlungen 
oder Verbindlichkeiten der Organisation. 

Abschnitt 7 

Beziehungen zu anderen intei nationalen Organisationen 

Die Organisation trifft formelle Abmachungen mit den 
Vereinten Nationen und kann auch mit anderen öffent- 
lic.tien internationalen Organisationen, die auf verwandten 
Gebieten zuständig sind, derartige Abmachungen treffen. 

Absciinitt 8 

Sitz der Geschäftsstellen 

Die Hauptgeschäftsstelle der Bank ist gleichzeitig HaupL- 
geschäftssLelle der Organisation. Die Organisation kann 
in den Hoheitsgebieten eines jeden Mitglieds weitere 
Geschäftsstellen errichten. 


Abschnitt 9 

Hinlerlegungssteiien 

Jodes Mitglied bestimmt seine Zentralbank als Elinter- 
legungsstclie, in der die (Organisation Bestände in seiner 
Währung oder andere ihr gcliÖreiide Vermögenswerte 
unterhalten kann; wenn ein Mitglied keine Zentralbank 
hat, bestimmt es für diesen Zweck ein anderes der Orga- 
nisation genelimes Institut. Sofern kein anderes Institut 
bestimmt wird, dient die für die Bank bestimmte Hinter- 
legungsstelle gleichzeitig auch als Ilinteriegimgsstelle der 
Organisation. 

Abschnitt 10 

Verbindungsstellen 

Jedes Mitglied bestimmt eine geeignete Stelle, mit der 
die Organisation in jeder aus diesem Abkommen sich 
ergebenden Angclcgeniieit in Verbindung Lreten kann. 
Sofern keine andere Stelle bestimmt wird, dient die für 
die Bank beslimnite Verbindungsstelle gleichzeitig auch 
als Vmrbindimgsstelle der Organisation. 

Abschnitt 11 

Veröffentlichung von Berichten 
und Übermittlung von Informationen 

(a) Die (Jrganisation veröffentlicht Jahresberichte mit 
einer geprüften Jahresrechnung und übermittelt den Mit- 
gliedern in angemessenen Zeitabständen zusairirnenge- 
faßte Übersichten über ihre finanzielle Lage und über die 
Ergebnisse iiirer Geschäftstätigkeit. 

(b) Die Organisation kann auch andere Berichte ver- 
öirentlidien, soweit es ihr für die Verwirklichung iiirer 
Ziele wünschenswert erscheint. 

(c) Die Mitglieder erhaiten Abdrucke aller gemäß die- 
sem Abschnitt gefertigten Berichte, Übersichten undVer- 
ütfenUichungeri. 

Abschnitt 12 

Verwendung der Reineinnahmen 

Der Gouverneursral entscheidet von Zeit zu Zeit, wie 
die Reineinnahmen der Organisation nach ausreichender 
Vorsorge für Rücklagen und unvorhergesehene Belastun- 
gen zu verwenden sind. 
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Article Vll 

Withdrawal; Suspension of Membership; 
Suspension of Operations 

Section 1 

Withdrawal by Members 

Any member may withdraw from membership in the 
Association at any time by transmitting a notice in 
writing to the Association at its principal Office, With- 
drawal shall become effective upon the date such notice 
is received, 

Section 2 

Suspension oi Membership 

(a) If a member fails to fulfill any of its obligations to 
the Association, the Association may suspend its mem- 
bership by decision of a majority of the Governors, exer- 
cising a majority of the total voting power. The member 
so suspended shah automatically cease to be a member 
one year from the date of its Suspension unless a de- 
cision is taken by the same majority to restore the mem- 
ber to good Standing. 

(b) While under Suspension, a member shall not be 
entitled to exercise any rights under this Agreement 
except the right of withdrawal, but shall remain subject 
to all obligations. 

Section 3 

Suspension or Cessalion of Membership in the Bank 

Any member which is suspended from membership in, 
or ceases to be a member of, the Bank shall automat- 
ically be suspended from membership in, or cease to be 
a member of, the Association, as the case may be. 

Section 4 

Rights and Duties of Governments Ceasing 
to be Members 

(a) When a government ceases to be a member, it 
shall have no rights under this Agreement except as 
provided in this Section and in Article X (c), but it 
shall, except as in this Section otherwise provided, 
remain liable for all financial obligations undertaken by 
it to the Association, whether as a member, borrower, 
guarantor or otherwise. 

(b) When a government ceases to be a member, the 
Association and the government shall proceed to a Settle- 
ment of accounts. As part of such settlement of accounts, 
the Association and the government may agree on the 
amounts to be paid to the government on account of its 
subscription and on the time and currencies of payment. 
The term "subscription" when used in relation to any 
member government shall for the purposes of this Article 
be deemed to include both the initial subscription and 
any additional subscription of such member government. 

(c) If no such agreement is reached within six months 
from the date when the government ceased to be a mem- 
ber, or such other time as may be agreed upon by the 
Association and the government, the following provi- 
sions shall apply: 

(i) The government shall be relieved of any further 
liability to the Association on account of its 
subscription, except that the government shall 
pay to the Association forthwith amounts due 
and unpaid on the date when the government 


Artikel VII 

Austritt; Suspendierung der Mitgliedschaft; 
Einstellung der Geschäftstätigkeit 

Abschnitt 1 

Austritt von Mitgliedern 

Ein Mitglied kann jederzeit durch Übermittlung einer 
schriftlichen Anzeige an die Hauptgeschäftsstelle der Or- 
ganisation aus der Organisation austreten. Der Austritt 
wird mit dem Zeitpunkt des Eingangs dieser Anzeige 
wirksam. 

Abschnitt 2 

Suspendierung der Mitgliedschaft 

(a) WTnii ein Mitglied eine seiner Verpflichtungen 
gegenüber der Organisation nicht erfüllt, kann diese 
seine Mitgliedschaft durch Beschluß einer Mehrheit von 
Gouverneuren, die eine Mehrheit der gesamten Stimm- 
rechte vertreten, suspendieren. Das suspendierte Mitglied 
verliert seine Mitgliedschaft automatisch ein Jahr nadi 
dem Zeitpunkt seiner Suspendierung, sofern nicht mit 
dem gleichen Mehrheitsverhältnis beschlossen wird, es 
wieder in seine Mitgliedsdiaft einzusetzen. 

(b) Während der Suspendierung ist das Mitglied nich[ 
berechtigt, irgendeines der Rechte aus diesem Abkommen 
mit Ausnahme des Austrittsrechts auszuüben; es bleibt 
jedoch allen seinen Verpflichtungen unterworfen. 

Abschnitt 3 

Suspendierung oder Erlöschen der Mitgliedschaft 

bei der Bank 

Die Suspendierung oder das Erlöschen einer Mitglied- 
schaft bei der Bank hat für das betreffende Mitglied 
zwangsläufig auch die Suspendierung oder das Erlöschen 
seiner Mitgliedschaft bei der Organisation zur Folge. 

Abschnitt 4 

Rechte und Pflichten der Regierungen, 
deren Mitgliedschaft erlischt 

(a) Erlischt die Mitgliedschaft einer Regierung, so hat 
sie aus diesem Abkommen nur die in diesem Abschnitt 
und in Artikel X Buchstabe (c) vorgesehenen Rechte; sie 
bleibt jedoch für alle Verbindlichkeiten, die sie gegen- 
über der Organisation als Mitglied, Kreditnehmer, Bürge 
oder in anderer Eigenschaft übernommen hat, haftbar, 
soweit in diesem Abschnitt nichts anderes vorgesehen ist. 

(b) Erlischt die Mitgliedschaft einer Regierung, so 
nehmen die Organisation und diese Regierung eine 
gegenseitige Abrechnung vor. Im Rahmen dieser Ab- 
rechnung können die Organisation und die Regierung 
vereinbaren, welche Beträge an die Regierung auf Grund 
ihrer Zeichnung zu zahlen sind und zu welcher Zeit und 
in welchen Währungen die Zahlung erfolgen soll. Als 
„Zeichnung" einer Mitgliedsregierung sind irn Sinne 
dieses Artikels sowohl die Erstzeichnung als auch jede 
Zusatzzeichnung dieser Mitgliedsregierung zu verstehen 

(c) Ist binnen sechs Monaten nach dem Erlöschen der 
Mitgliedschaft der Regierung oder innerhalb einer an- 
deren zwischen der Organisation und der Regierung ein- 
vernehmlich festgesetzten Frist eine solche Vereinbarung 
nicht zustande gekommen, so gelten folgende Bestim- 
mungen; 

(i) Die Regierung wird von jeder weiteren Zah- 
lungsverpflichtung gegenüber der Organisation 
auf Grund ihrer Zeichnung befreit; sie hat jedoch 
an die Organisation unverzüglich die im Zeit- 
punkt des Erlöschens der Mitgliedschaft fälligen 
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ceased to be a mcmber and which in the opinion 
of the Association are needed by it to mcet its 
commitments as of that date ander its financing 
operations. 

(ii) The Association shall return to the government 
funds paid in by the government on acccunt of 
its subscription or derived therefroin as princi- 
pal repayments and held by the Association on 
the date when the government ceased to be a 
member, except to the extent that in the opinion 
of the Association such funds will be needed by 
it to meet its commitments as of that date under 
its financing operations. 


(iii) The Association shall pay over to the govern- 
ment a pro rata sharc of all principal repay- 
ments reccived by the Association after the date 
on which the government ceases to be a member 
on loans contracted prior thereto, except those 
made out of supplementary resources provided 
to the Association under arrangeinents speci- 
fying special liquidation rights. Such share shall 
be such Proportion of the total principal amount 
of such loans as the total amount paid by the 
government on account of its subscription and 
not returned to it pursuant to clause (ii) above 
shall bear to the total amount paid by all rnem- 
bers on account of their subscriptions which 
shall have been used or in the opinion of the 
Association will be needed by it to mcet its 
commitments under its financing operations as 
of the date on which the government ceases to 
be a member. Such payment by the Association 
shall be made in inslalinents when and as such 
principal repayments are reccived by the Asso- 
ciation, but not more frequently than annuaily. 
Such instalments shall be paid in the currencies 
received by the Association except that the 
Association may in its discretion rnake payment 
in the currency of the government concerned. 


(iv) Any amount due to the government on account 
of its subscription may be withheld so long as 
that government, or the government of any 
territory included within its membership, or any 
political subdivision or any agency of any of 
the foregoing remains liable, as borrower or 
guarantor, to the Association, and such amount 
may, at the Option of the Association, be applied 
against any such liability as it matures. 


(v) ln no event shall the government receive under 
this Paragraph (c) an amount exceeding, in , the 
aggregale, the lesser of the two following: (a) 
the amount paid by the government on account 
of its subscription, or (b) such proportion of the 
net assets of the Association, as shown on the 
books of the Association as of the date on 
v/hich the government ceased to be a member, 
as the amount of its subscription shall bear to 
the aggregate amount of the subscriptions of all 
members. 


und noch ausstehenden Beträge zu zahlen, 
welche nach Ansicht der Organisation zur Er- 
füllung ihrer zu dem genannten Zeitpunkt im 
Rahmen ihrer Tinanzierungslaligkeit bestehen- 
den V^eipriicliLungeu benötigt werden. 

(ii) Die Organisation erstattet der Regierung die 
Mittel, welche die Regierung auf Grund ihrer 
Zeichnung eingezahlt hat oder die hieraus als 
Kapitalrückzahlungen angefallen sind und die 
sich im Zeitpunkt des Erlöschens der Mitglied- 
schaft der Regierung in den Händen der Or- 
ganisation befinden, soweit nicht nach Ansicht 
der Organisation diese Mittel zur Erfüllung 
ihrer zu dem genannten Zeitpunkt im Rahmen 
ihrer Finanzierungstätigkeit bestehenden Aus- 
zahlungsverpflichtungen benötigt werden. 

(iii) Die Organisation zahlt an die Regierung einen 
proportionalen Anteil aller Beträge aus, die bei 
der Organisation nach dem Zeitpunkt des Er- 
löschens der Mitgliedschaft der Regierung zur 
Tilgung von vor diesem Zeitpunkt gewährten 
Darlehen eingehen; dies gilt jedoch nicht für 
Darlehen aus Erganzungslei-stungen, welche der 
Organisation auf Grund von Vereinbarungen, die 
besondere Liquidationsrechte vorsehen, zur Ver- 
fügung gestellt worden sind. Dieser Anteil muß 
im gleichen Verhältnis zur gesamten Kapital- 
summe dieser Darlehen stehen wie der Gesamt- 
betrag, der von der Regierung auf Grund ihrer 
Zeichnung gezahlt und ihr nicht auf Grund der 
Ziffer (ii) erstattet worden ist, zu dem Gesamt- 
betrag, welchen alle Mitglieder auf Grund ihrer 
Zeichnungen gezahlt haben und der von der 
Organisation iin Zeitpunkt des Erlöschens der 
Mitgliedschaft der Regierung verwendet worden 
ist oder zur Erfüllung ihrer im Rahmen ihrer 
Finanzierungsldligkeit bestehenden Auszali- 
lungsverpflichtungcn nach ihrer Ansicht noch 
benötigt wird. Diese Zahlung der Organisation 
erfolgt in Teilbeträgen entsprechend dem Ein- 
gang der erwähnten Kapitalrückzahlungen bei 
der Organisation, jedoch höchstens einmal im 
Jahr. Diese Teilbeträge werden in den bei der 
Organisation eingegangenen Währungen ge- 
zahlt; die Organisation kann jedoch nach ihrem 
Ermessen auch Zahlungen in der Währung der 
betreffenden Regierung leisten. 

(iv) Ein der Regierung auf Grund ihrer Zeichnung 
geschuldeter Betrag kann zurückbehaltcn wer- 
den, solange diese Regierung, die Regierung 
eines in ihre Mitgliedschaft einbezogenen Ho- 
heitsgebiets oder eine untergeordnete Gebiets- 
körperschaft oder Stelle der genannten Regie- 
rungen gegenüber der Organisation als Dar- 
lehnsnehmer oder Bürge Verpflichtungen hat; 
diesen Betrag kann die Organisation nach 
ihrem Ermessen gegen die aus diesen Verpflich- 
tungen entstehenden Verbindlichkeiten bei 
deren Fälligkeit aufrechnen. 

(v) In keinem Fall erhält die Regierung auf Grund 
dieses Buchstaben einen Betrag, dessen Gesamt- 
höhe den kleineren der beiden folgenden Be- 
träge übersteigt: (a) den von der Regierung 
auf Grund ihrer Zeichnung gezahlten Betrag 
oder (b) einen Anteil an dem zum Zeitpunkt 
des Erlöschens der Mitgliedschaft der Regierung 
in den Büchern der Organisation ausgewiesenen 
Reinvermögen der Organisation, der dem Ver- 
hältnis ihrer Zeichnung zur Gesamtsumme der 
Zeichnungen aller Mitglieder entspricht. 
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(vi) All calculations required hereunder shall be 
made on such basis as shall be reasonably de- 
termined by the Association. 

(d) In no event shall any amount due to a goveriiment 
under this Section be paid until six months after the 
date upon which the governnient ceases to be a member. 
If within six months of the date upon which any govern- 
ment ceases to be a member the Association suspends 
operations under Section 5 of this Article, all rights of 
such government shall be determined by the provlsions 
of such Section 5 and such government shall be con- 
sidered a member of the Association for purposes of such 
Section 5, except that it shall have no voting rights. 

Section 5 

Suspension of Operations and Settlement of Obligations 

(a) The Association may permanently suspend its 
operations by vote of a majority of the Governors exer- 
cising a majority of the total voting power. After such 
Suspension of operations the Association shall forthwith 
cease all activities, except those incident to the orderly 
realization, Conservation and preservation of its assets 
and Settlement of its obligations. Until final settlement 
of such obligations and distribution of such assets, the 
Association shall remain in existence and all mutual 
rights and obligations of the Association and its members 
under this Agreement shall continue unimpaired, except 
that no member shall be suspended or shall withdraw 
and that no distribution shall be made to members ex- 
cept as in this Section provided. 

(b) No distribution shall be made to members on ac- 
count of their subscriptions until all liabilities to 
creditors shall have becn discharged or provided for and 
until the Board of Governors, by vote of a majority of 
the Governors excrcising a majority of the total voting 
power, shall have decided to raake such distribution. 

(c) Subject to the foregoing, and to any special ar- 
rangements for the disposition of supplementary re- 
sources agreed upon in connection with the Provision of 
such resources to the Association, the Association shall 
distribute its assets to members pro rata in proportion 
to amounts paid in by them on account of their sub- 
scriptions. Any distribution pursuant to the foregoing 
Provision of this Paragraph (c) shall be subject, in the 
case of any member, to prior settlement of all out- 
standing Claims by the Association against such member. 
Such distribution shall be made at such times, in such 
currencies, and in cash or other assets as the Association 
shall deem fair and equitable. Distribution to the several 
members need not be uniform in respect of the type 
of assets distributed or of the currencies in which they 
are expressed. 

(d) Any member receiving assets distributed by the 
Association pursuant to this Section or Section 4 shall 
enjoy the same rights with respect to such assets as the 
Association enjoyed prior to their distribution. 

Article VIII 

Status, Immunities and Privileges 

Section 1 

Purposes of Article 

To enable the Association to fulfill the functions with 
which it is entrusted, the status, immunities and privi- 


(vi) Alle nach diesen Bestimmungen erforderlichen 
Berechnungen erfolgen auf einer von der Or- 
ganisation für angemessen gehaltenen Grund- 
lage. 

(d) Der an eine Regierung nach diesem Abschnitt zu 
zahlende Betrag wird in keinem Fall vor Ablauf von 
sechs Monaten nach dem Erlöschen der Mitgliedschaft 
der Regierung gezahlt. Stellt die Organisation innerhalb 
von sechs Monaten nach dem Erlöschen der Mitglied- 
schaft einer Regierung ihre Geschäftstätigkeit auf Grund 
des Abschnitts 5 ein, so bestimmen sich alle Rechte dieser 
Regierung nach Abschnitt 5; diese Regierung gilt im 
Sinne des Abschnitts 5 als Mitglied der Organisation; sie 
hat jedoch kein Stimmrecht. 

Abschnitt 5 

Einstellung der Geschäftstätigkeit und Regelung 
der Verbindlichkeiten 

(a) Die Organisation kann ihre Geschäftstätigkeit auf 
Beschluß einer Mehrheit von Gouverneuren, die eine 
Mehrheit der gesamten Stimmrechte vertreten, endgültig 
einstellen. In diesem Fall stellt die Organisation unver- 
züglich ihre gesamte Geschäftstätigkeit ein, soweit es sich 
nicht um die ordnungsgemäße Verwertung, Sicherstellung 
und Erhaltung ihrer Vermögenswerte und die Regelung 
ihrer Verbindlichkeiten handelt. Bis zur endgültigen Re- 
gelung dieser Verbindlichkeiten und Verteilung dieser 
Vermögenswerte bleibt die Organisation bestehen, und 
die gegenseitigen Rechte und Pflichten der Organisation 
und ihrer Mitglieder aus diesem Abkommen bleiben un- 
berührt; jedoch kann kein Mitglied suspeiidiert werden 
oder ausscheiden, und eine Verteilung an die Mitglieder 
darf nur auf Grund dieses Abschnitts erfolgen. 

(b) Eine Verteilung an die Mitglieder auf Grund ihrer 
Zeichnungen erfolgt erst, wenn alle Verbindlichkeiten 
gegenüber den Gläubigern erfüllt sind oder für sie Vor- 
sorge getroffen ist und der Gouverneursrat mit der Mehr- 
heit von Mitgliedern, welche die Mehrheit der gesamten 
Stiiiimrochte vertreten, diese Verteilung beschlossen hat. 

(c) Vorbehaltlich der vorstehenden Bestimmungen und 
etwaiger Sondervereinbarungen über die Verwendung 
von Ergänzungsleistungen, die im Zusammenhang mit der 
Bereitstellung dieser Mittel an die Organisation getroffen 
worden sind, verteilt sie ihre Veimögenswerte an die 
Mitglieder anteilmäßig im Verhältnis zu den von ihnen 
auf Grund ihrer Zeichnungen eingezahlten Beträgen. Vor- 
aussetzung für jede Verteilung nach diesem Buchstaben ist 
Jedoch, daß alle etwa ausstehenden Forderungen der Or- 
ganisation gegen das betreffende Mitglied zuvor geregelt 
sind. Diese Verteilung wird zu den Zeitpunkten, in den 
Währungen sowie in bar oder anderen Vermögenswerten 
vorgenommen, wie es der Organisation recht und billig 
erscheint. Die Verteilung an die einzelnen Mitglieder 
braucht in bezug auf die Art der zu verteilenden Ver- 
mögenswerte oder die Währungen, auf die sie lauten, 
nicht einheitlich zu erfolgen. 

(d) Jedes Mitglied, das von der Organisation Vermö- 
genswerte erhält, die auf Grund dieses Abschnitts oder 
des Abschnitts 4 verteilt werden, genießt hinsichtlich 
dieser Vermögenswerte dieselben Rechte, die der Or- 
ganisation vor der Verteilung zustanden. 

Artikel VIII 

Rechtsstellung, Immunitätsrechte und Privilegien 

Abschnitt 1 
Zweck des Artikels 

Um der Organisation die Erfüllung der ihr übertrage- 
nen Aufgaben zu ermöglichen, sind ihr in den Hoheits- 
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leges provided in this Article shall be accorded to the 
Association in the territories of each member. 

Section 2 

Status of the Association 

The Association shall possess full juridical personality 
and, in particular, the capacity: 

(i) to contract; 

(ii) to acquire and dispose of immovable and mov' 
able property; 

(iii) to iristitute legal procecdings. 

Scction 3 

Position of the Association with Regard to 
Jiidicial Process 

Actions inay be brought against the Association only 
in a court of competent Jurisdiction in the territories of 
a member in which the Association has an office, has ap- 
pointed an agent for the purpose of accepting Service 
or notice of process, or has issiied or guaranteed Secu- 
rities. No actions shall, however, he brought by mem- 
bers or persons acting for or deriviiig from members. 
The property and assets of the Association shall, where- 
soever located and by wliomsoever held, be immune 
from all forrns of seizure, attachment or exccution betöre 
the delivery of final judgment against the Association. 


Section 4 

Iinmunity of Assets from Seizure 

Property and assets of the Association, wherever lo- 
cated and by whomsoever held, shall be immune from 
search, requisition, confiscation, expropriation or any 
other form of seizure by executive or legislative action. 

Section 5 

Immunity of Archives 

The archives of the Association shall be inviolable. 

Section 6 

Freedom of Assets from Restrictions 

To the exlent necessary to carry out the operations 
provided for in this Agreement and subject to the pro- 
visions of this Agreement, all property and assets of the 
Association shall be free from restrictions, regulations, 
Controls and moratoria of any nature. 

Section 7 

Privilege for Communications 

The official Communications of the Association shall be 
accorded by each member the same treatment that it 
accords to the official Communications of other members. 

Section 8 

Immunities and Privileges of Officers and 
Employees 

All Governors, Executive Directors, Alternates, officers 
and employees of the Association 


gebieten eines jeden Mitglieds die Rechtsstellung, die 
Immunitätsrcchte und Privilegien, wie sie in diesem Ar- 
tikel naher bezeichnet sind, einzuräumen. 

Abschnitt 2 

Reditsslcllung der Organisation 

Die Organisation besitzt volle Rechtspersönlichkeit und 
insbesondere die Fähigkeit, 

(i) Verträge zu schließen; 

(ii) unbewegliches und bewegliches Eigentum zu 
erwerben und darüber zu verfügen; 

(iii) Prozesse zu führen. 

Abschnitt 3 

Stellung der Organisalion in bezug auf gerichtliche 
Verfahren 

Klagen gegen die Organisation können nur vor einem 
zuständigen Gericht in den Hoheitsgebieten eines Mit- 
gheds erhoben werden, in denen die Organisation eine 
Gescliäftsstclle besitzt, einen Vertreter für die Entgegen- 
nahme gerichtlicher Urkunden ernannt oder Wertpapiere 
ausgegeben oder garantiert hat. Es dürfen jedoch keine 
Klagen von Mitgliedern oder von Personen erhoben 
werden, die Mitglieder vertreten oder von Mitgliedern 
Forderungen abiciten. Das Eigentum und die Vermö- 
genswerte der Organisation sind, gleichviel, wo und in 
wessen Händen sie sich befinden, jeglicher Form der 
Beschlagnahme, Pfändung oder Zwangsvollstreckung ent- 
zogen, solange nicht ein rechtskräftiges Urteil gegen die 
Organisation ergangen ist. 

Abschnitt 4 

Unverletzlichkeit des Vermögens gegen Beschlagnahme 

Das Eigentum und die Vermögenswerte der Organi- 
sation sind, gleichviel, wo und in wessen Händen sie sich 
befindfui, der Durchsuchung, Requisition, Konfiszierung, 
Enteignung oder jeder anderen Form der Beschlagnahme 
auf dem Verwaltungs- oder Gesetzgebungswege ent- 
zogen. 

Abschnitt 5 

Unverletzlichkeit der Archive 

Die Archive der Organisation sind unverletzlich. 

Abschnitt 6 

Befreiung des Vermögens von Beschränkungen 

Soweit es die Durchführung der in diesem Abkommen 
vorgesehenen Geschäftstäl igkeit erfordert, und vorbehalt- 
lich dieses Abkommens, sind das gesamte Eigentum und 
alle Vermögenswerte der Organisation von allen Be- 
schränkungen, Verwaltungsvorschriftcn, Kontrollen und 
Moratorien jeder Art befreit. 

Abschnitt 7 

Nachrichtenprivileg 

Jedes Mitglied behandelt den amtlichen Nachriditcn- 
verkehr der Organisation in der gleichen Weise wie den 
amtlichen Nachrichtenverkehr anderer Mitglieder. 

Abschnitt 8 

Immiinitätsrechte und Privilegien von leitenden 
Angestellten und sonstigem Personal 

Alle Gouverneure, Direkloren, Stellvertreter, leitenden 
Angestellten und das gesamte sonstige Personal der Or- 
ganisation 
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(i) shall be immune from legal process with respect 
to acts performed by them in their official 
capacity except when the Association waives 
this immunity; 

(ii) not bcing local nationals, shall be accorded the 
same immunities from immigration restrictions, 
allen registration requirements and national 
Service obligations and the same facilities as 
regards exchange restrictions as are accorded 
by members to the representatives, officials, and 
cmployees of comparable rank of other mem- 
bers; 

(iii) shall be granted the same treatment in respect 
of travelling facilities as is accorded by mem- 
bers to representatives, officials and employees 
of comparable rank of other members. 

Section 9 

Immunities from Taxation 

(a) The Association, its assets, property, income and 
its operations and transactions authorized by this Agree- 
ment, shall be immune from all taxation and from all 
customs duties. The Association shall also be immune 
from liability for the collection or payment of any tax 
or duty. 

(b) No tax shall be levied on or in respect of salaries 
and emoluments paid by the Association to Executive 
Directors, Alternates, officials or employees of the Asso- 
ciation who are not local citizens, local subjects, or 
other local nationals. 

(c) No taxation of any kind shall be levied on any 
Obligation or security issued by the Association (in- 
cluding any dividend or interest thereon) by whomso- 
ever held 

(i) which discriminates ayainst such Obligation or 
security solely because it is issued by the Asso- 
ciation; or 

(ii) if the sole iurisdictional basis for such taxation 
is the place or currency in which it is issued, 
made payable or paid, or the location of any 
Office or place of business maiiitained by the 
Association. 

(d) No taxation of any kind shall be levied on any 
Obligation or security guaranteed by the Association 
(including any dividend or interest thereon) by whomso- 
ever held 

(i) which discriminates against such Obligation or 
security solely bccause it is guaranteed by the 
Association; or 

(ii) if the sole jurisdictional basis for such taxation 
is the location of any office or place of business 
maiiitained by the Association. 

Section 10 

Application of Article 

Each member shall take such action as is necessary 
in its own territories for the puipose of making effective 
in terms of its own law the principles set forth in this 
Article and shall inform the Association of the detailed 
action which it has taken. 


(i) genießen Immunität gegenüber gerichtlichen 
Verfahren, die sich auf Handlungen beziehen, 
die sie in ihrer amtlichen Eigenschaft vorgenom- 
men haben, soweit die Organisation diese Im- 
munität nicht aufhebt; 

(ii) genießen, falls sie nicht einheimische Staats- 
angehörige sind, die gleiche Befreiung von Ein- 
wanderungsbeschränkungen, von der Melde- 
pflicht für Ausländer und von staatlichen Dienst- 
verpflichtungen und die gleichen Erleichterun- 
gen in bezug auf Devisenbeschränkungen, wie 
sie die Mitglieder den Vertretern und Be- 
diensteten vergleichbaren Ranges anderer Mit- 
glieder gewähren; 

(iii) genießen in bezug auf Reiseerleichterungen die 
gleiche Behandlung, wie sie die Mitglieder den 
Vertretern und Bediensteten vergleichbaren 
Ranges anderer Mitglieder gewähren. 


Abschnitt 9 

Befreiung von der Besteuerung 

(a) Die Organisation, ihre Vermögenswerte, ihr Eigen- 
tum, ihre Einkünfte und ihre nach diesem Abkommen 
zulässigen Geschäfte und Transaktionen sind von allen 
Steuern und Zollabgaben befreit. Die Organisation ist 
ferner von der Verpflichtung zur Einziehung oder Ent- 
richtung von Steuern oder Abgaben befreit. 

(b) Auf oder im Hinblick auf Gehälter und sonstige 
Bezüge, die von der Organisation an Direktoren, deren 
Stellvertreter und Bedienstete der Organisation gezahlt 
werden, die nicht einheimische Staatsangehörige oder 
Staatsbürger sind, dürfen keine Steuern erhoben werden. 

(c) Von der Organisation ausgegebene Schuldverschrei- 
bungen oder sonstige Wertpapiere (einschließlich der 
Dividenden oder Zinsen hierauf), gleichviel in wessen 
Händen sie sich befinden, dürfen keiner Besteuerung, 
gleich welcher Art, unterliegen, 

(i) die eine solche Schuldverschreibung oder ein 
solches V'/ertpapier nur deshalb benachteiligt, 
weil das Papier von der Organisation ausge- 
geben ist; oder 

(ii) deren einzige rechtliche Grundlage der Aus- 
gabeort oder die Währung, in der dieses Papier 
ausgegeben oder zahlbar ist oder bezahlt wird, 
oder der Sitz einer von der Organisation unter- 
haltenen Niederlassung oder Geschäftsstelle ist. 

(d) Von der Organisation garantierte Schuldversdirei- 
bungen oder Wertpapiere (einschließlich der Dividenden 
oder Zinsen hierauf), gleichviel in wessen Händen sie 
sich befinden, dürfen keiner Besteuerung, gleich welcher 
Art, unterliegen, 

(i) die eine solche Schuldverschreibung oder ein 
solches Wertpapier nur deswegen benachteiligt, 
weil das Papier von der Organisation garantiert 
ist; oder 

(ii) deren einzige rechtliche Grundlage der Sitz 
einer von der Organisation unterhaltenen Nie- 
derlassung oder Geschäftsstelle ist. 

Abschnitt 10 

Anwendung des Artikels 

Jedes Mitglied hat diejenigen Maßnahmen zu treffen, 
die in seinen Hoheitsgebieten erforderlich sind, um durch 
eigene Gesetze die in diesem Abkommen niedergelegten 
Grundsätze in Kraft zu setzen; es hat die Organisation 
über die von ihm getroffenen Maßnahmen im einzelnen 
zu unterrichten. 
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Article IX 

Amendments 

(a) Any proposal to introduce modifications in this 
Avjreeinent, whether cmanating from a member, a Gov- 
ernor or the Executive Directors, shall be communicated 
to the Chairman of the Board of Governors who shall 
bring the proposal betöre the Board. If the proposed 
amendment is approved by the Board, the Association 
shall, by circular letter or telegram, ask all raembers 
whether they accept the proposed amendment. When 
three-fifths of the members, having four-fifths of the total 
voting power, have accepted the proposed amendments, 
the Association shall certify the fact by formal com- 
munication addressed to all members. 

(b) Notwithstanding (a) above, acceptance by all 
members is required in the case of any amendment 
modifying 

(i) the right to withdraw from the Association 
provided in Article VII, Section 1; 

(ii) the right secured by Article III, Section 1 (c); 

(iii) the limitation on liability provided in Article II, 
Section 3. 

(c) Amendments shall enter into force for all members 
three months after the date of the formal communi- 
cation unless a shorter period is specified in the circular 
letter or telegram. 

Article X 

Interpretation and Arbitration 

(a) Any question of Interpretation of the provisions 
of this Agreement arising between any member and the 
Association or between any members of the Association 
shall be submitted lo the Executive Directors for their 
decision. If the question particularly affects any member 
of the Association not entitled to appoint an Executive 
Director of the Bank, it shall be entitled to represen- 
tation in accordance with Article VI, Section 4 (g). 

(b) In any case where the Executive Directors have 
given a decision under (a) above, any member may re- 
quire that the question be referred to the Board of 
Governors, whose decision shall be final. Pending the 
result of the reference to the Board of Governors, the 
Association may, so far as it deems necessary, act on 
the basis of the decision of the Executive Directors. 

(c) Whenever a disagreement arises between the As- 
sociation and a country which has ceased to be a mem- 
ber, or between the Association and any member during 
the permanent Suspension of the Association, such dis- 
agreement shall be submitted to arbitration by a tribunal 
of three arbitrators, one appointed by the Association, 
another by the country involved and an umpire who, 
unless the parties otherwise agree, shall be appointed by 
the President of the International Court of Justice or 
such other authority as may have been prescribed by 
regulation adopted by the Association. The umpire shall 
have full power to settle all questions of procedure in 
any case where the parties are in disagreement with 
respect thereto. 

Article XI 

Final Provisions 

Section 1 

Entry into Force 

This Agreement shall enter into force when it has 
been signcd on behalf of governments whose sub- 


Artikel IX 

Änderungen des Abkommens 

(a) Alle Vorschläge zur Änderung dieses Abkommens, 
gleichviel, ob sie von einem Mitglied, einem Gouverneur 
oder den Direktoren ausgehen, sind dem Vorsitzenden 
des Gouverneursrats zuzuleiten, der sie dem Gouver- 
neursrat vorlegt. Wird die vorgeschlagene Änderung vom 
Gouverneursrat gebilligt, so fragt die Organisation durch 
Rundschreiben oder Telegramm bei allen Mitgliedern an, 
ob sie die vorgeschlagene Änderung annehmen. Bei deren 
Annahme durch drei Fünftel von Mitgliedern, die vier 
Fünftel der gesamten Stimmrechte vertreten, bestätigt die 
Organisation diese Annahme durch formelle Mitteilung 
an alle Mitglieder. 

(b) Ungeachtet des Buchstaben (a) ist die Annahme 
durch sämtliche Mitglieder erforderlich für eine Änderung 

(i) des Rechts zum Austritt aus der Organisation 
gemäß Artikel VII Abschnitt 1, 

(ii) des durch Artikel III Abschnitt 1 Buchstabe (c) 
gewährleisteten Rechts, 

(iii) der in Artikel II Abschnitt 3 vorgesehenen Haf- 
tungsbeschränkung. 

(c) Änderungen werden für alle Mitglieder drei Mo- 
nate nach der formellen Mitteilung verbindlich, sofern 
nicht in dem Rundschreiben oder Telegramm eine kürzere 
Frist festgesetzt ist. 

Artikel X 

Auslegung und Schiedsgerichtsverfahren 

(a) Alle Zweifelsfragen bezüglich der Auslegung dieses 
Abkommens, die sich zwischen einem Milglicd und der 
Organisation oder zwischen Mitgliedern der Organisation 
ergeben, sind den Direktoren zur Entscheidung zu unter- 
breiten. Wenn die Frage ein Mitglied der Organisation 
besonders betrifft, das nicht zur Ernennung eines Direk- 
tors der Bank berechtigt ist, so ist es zu einer Vc^rlretung 
gemäß Artikel VI Abschnitt 4 Buchstabe (g) berechtigt. 

(b) Haben die Direktoren gemäß Buchstabe (ai eine 
Entscheidung getroffen, so kann jedes Mitglied verlan- 
gen, daß die Frage an den Gouverneursrat verwiesen 
wird; dessen Entscheidung ist endgültig. Solange das 
Ergebnis der Verweisung an den Gouverneursrat nicht 
voiiiegt, kann die Organisation, soweit sie es für er- 
forderlich halt, nach Maßgabe der Entscheidung der Di- 
rektoren handeln. 

(c) Kommt es zwischen der Organisation und einem 
Staat, der als Mitglied ausgeschieden ist, oder nach der 
endgültigen Einstellung der Geschäftstätigkeit der Or- 
ganisation zwischen dieser und einem Mitglied zu einer 
Meinungsverschiedenheit, so ist diese zur Entscheidung 
einem aus drei Schiedsrichtern bestehenden Schieds- 
gericht zu unterbreitem; ein Schiedsriditem wird von der 
Organisation, der zweite von dem beteiligten Staat und 
der Obmann des Schiedsgerichts, sofein die Parteien 
nichts anderes vereinbaren, von dem Präsidenten des 
Internationalen Gerichtshofs oder einer arideren durch 
allgemeine Anordnung der Organisation bestimmten In- 
stanz ernannt. Der Obmann ist befugt, alle Verfahrens- 
fragen zu regeln, über die sich die Parteien nicht zu 
einigen vermögen. 

Artikel XI 

Schlußbestimmungen 

Abschnitt 1 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt in Kraft, sobald c-s i;a Namen 
von Regierungen, deren Zeichnungen minucslons 65 Pro- 
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scriptions comprise not less than sixty-five percent of 
the total subscriptions set forth in Schedule A and when 
the Instruments referred to in Section 2 (a) of this Ar- 
fiele have been deposited on their behalf, but in no 
event shall this Agreement enter into force before Sep- 
tember 15, 1960. 

Section 2 

Signatare 

(a) Each government on whose behalf this Agreement 
is signed shall deposit with the Bank an Instrument 
setting forth that it has accepted this Agreement in ac- 
cordance with its law and has taken all steps necessary 
to enable it to carry out all of its obligations under this 
Agreement. 

(b) Each government shall become a member of the 
Association as from the date of the deposit on its behalf 
of the Instrument referred to in paragraph (a) above 
except that no government shall become a member be- 
fore this Agreement enters into force under Section 1 
of this Article. 

(c) This Agreement shall remain open for signature 
until the dose of business on December 31, 1960, at the 
Principal office of the Bank, on behalf of the govern- 
ments of the States whose names are set forth in Sched- 
ule A, provided that, if this Agreement shall not have 
entered into force by that date, the Executive Directors 
of the Bank may extend the period during which this 
Agreement shall remain open for signature by not more 
than six months. 

(d) After this Agreement shall have entered into force, 
it shall be open for signature on behalf of the govern- 
ment of any state whose membership shall have been 
approved pursuant to Article II, Section 1 (b). 

Section 3 

Territorial Application 

By its signature of this Agreement, each government 
accepts it both on its own behalf and in respect of all 
territories for whose international relations such govern- 
ment is responsible except those which are excluded by 
such government by written notice to the Association. 


Section 4 

Inauguration of the Association 

(a) As soon as this Agreement enters into force under 
Section 1 of this Article the President shall call a 
meeting of the Executive Directors. 

(b) The Association shall begin operations on the date 
when such meeting is held. 

(c) Pending the first meeting of the Board of Gov- 
ernors, the Executive Directors may cxercise all the 
powers of the Board of Governors except those reserved 
to the Board of Governors iiiider this Agreement. 

Section 5 

Registration 

The Bank is authorized to register this Agreement with 
the Secretariat of the United Nations in accordance with 
Article 102 of the Charter of the United Nations and the 
Regula lions thereunder adopted by the General As- 
sembly. 


zent der im Verzeichnis A genannten Gesamtsumme der 
Zeichnungen ausmachen, unterzeichnet ist und sobald die 
in Abschnitt 2 Buchstabe (a) bezeichneten Urkunden in 
ihrem Namen hinterlegt worden sind; keinesfalls tritt es 
jedoch vor dem 15. September 1960 in Kraft. 

Abschnitt 2 

Unterzeichnung 

(a) Jede Regierung, in deren Namen dieses Abkommen 
unterzeichnet wird, hinterlegt bei der Bank eine Urkunde, 
in der festgestellt wird, daß sie dieses Abkommen in 
Übereinstimmung mit ihrem innerstaatlichen Recht an- 
genommen und alle notwendigen Schritte unternommen 
hat, um alle ihre Verpflichtungen aus diesem Abkommen 
zu erfüllen. 

(b) Jede Regierung wird mit Wirkung von dem Zeit- 
punkt an Mitglied der Organisation, zu dem die in Buch- 
stabe (a) bezeichnete Urkunde in ihrem Namen hinterlegt 
v/ird; jedoch kann keine Regierung Mitglied werden, 
solange dieses Abkommen nicht gemäß Abschnitt 1 in 
Kraft getreten ist. 

(c) Dieses Abkommen liegt für die Regierungen der 
im Verzeichnis A genannten Staaten bis zum Geschäfts- 
schluß am 31. Dezember 1960 in der Hauptgeschäftsstelle 
der Bank zur Unterzeichnung auf; die Direktoren der 
Bank können jedoch die Zeit der Auflegung dieses Ab- 
kommens zur Unterzeichnung um höchstens sechs Mo- 
nate verlängern, wenn es bis zu dem genannten Zeit- 
punkt nicht in Kraft getreten ist. 

(d) Nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens liegt es 
für die Regierung eines jeden Staates zur Unterzeichnung 
auf, deren Mitgliedschaft gemäß Artikel II Abschnitt 1 
Buchstabe (b) genehmigt worden ist. 


Abschnitt 3 

Anwendungsbereich 

Mit der Unterzeichnung nimmt jede Regierung das Ab- 
kommen sowohl in ihrem eigenen Namen als auch in 
bezug auf alle Hoheitsgebiete an, für deren internatio- 
nale Beziehungen sie verantwortlich ist; dies gilt jedoch 
nicht für die Hoheitsgebiete, welche eine Regierung durch 
schriftliche Mitteilung an die Organisation von dem 
Anwendungsbereich ausschließt. 

Abschnitt 4 

Aufnahme der Geschäftstätigkeit der Organisation 

(a) Sobald dieses Abkommen gemäß Abschnitt 1 in Kraft 
getreten ist, beruft der Präsident eine Sitzung der Direk- 
toren ein. 

(b) Die Organisation nimmt am Tage dieser Sitzung 
ihre Geschäftstätigkeit auf. 

(c) Bis zur ersten Sitzung des Gouverneursrats können 
die Direktoren alle Befugnisse des Gouverneiirsrats mit 
Ausnahme derjenigen ausüben, die nach diesem Abkom- 
men dem Gouverneursrat Vorbehalten sind. 

Abschnitt 5 

Registrierung 

Die Bank ist ermächtigt, dieses Abkommen gemäß Ar- 
tikel 102 der Charta der Vereinten Nationen und den 
dazu von der Generalversammlung beschlossenen Durch- 
führungsbestimmungen beim Sekretariat der Vereinten 
Nationen registrieren zu lassen. 


20 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1839 


DONE at Washington, in a single copy which shall re- 
main deposited in the archives of the International Bank 
for Reconstruction and Development, which has indicated 
by its Signatare below its agreement to act as depository 
of this Agreement, to register this Agreement with the 
Secretariat of the United Nations and to notify all gov- 
ernments whose namps are set forth in Schedule A of the 
date when this Agreement shall have entered into force 
under Article XI, Section 1 hereof. 


Schedule A 

Initial Subscriptions 

(US s Millions)* 

Part I 


Australia 20.18 

Austria 5.04 

Belgium 22.70 

Canada 37,83 

Dcnmark 8,74 

Finland 3.83 

France 52.96 

Germany 52.96 

Italy 18.16 

Japan 33,59 

Luxembourg 1.01 

Netherlands 27.74 

Norway 6.72 

Sweden 10.09 

Union of South Africa 10.09 

United Kingdom 131.14 

United States 320.39 


Part II 


Afghanistan 1.01 

Argentina 18.83 

Bolivia 1.06 

Brazil 18.83 

Burma 2.02 

Ceylon 3.03 

Chile 3.53 

China 30.26 

Colombia 3.53 

Costa Rica 0.20 

Cuba 4.71 

Dominican Republic 0.40 

Ecuador 0.65 

El Salvador 0.30 

Ethiopia 0.50 

Ghana 2.36 

Greece 2.52 

Guatemala 0.40 

Haiti 0.76 

Honduras 0.30 

Iceland 0.10 

India 40.35 

Indonesia 11.10 

Iran 4.54 

Iraq 0.76 

Irelarid 3.03 

Israel 1.68 

Jordan 0.30 


*) In terms of United Sloles dollars of the weight and fineness in 
effect of Janiiary 1, 1960. 


GESCHEHEN zu Washington in einer Urschrift, die im 
Archiv der Internationalen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung hinterlegt bleibt, weiche sich durch ihre 
nachstehende Unterschrift einverstanden erklärt hat, als 
Hinterlegungsstelle für dieses Abkommen tätig zu sein, 
es beim Sekretariat der Vereinten Nationen registrieren 
zu lassen und den Regierungen aller im Verzeichnis A 
genannten Staaten den Zeitpunkt zu notifizieren, zu dem 
dieses Abkommen gemäß Artikel XI Abschnitt 1 in Kraft 
getreten ist. 


Verzeichnis A 

Erstzeichnungen 

(in Millionen US-S) 3 

Teil I 


Australien 20,18 

Österreich 5,04 

Belgien 22,70 

Kanada 37,83 

Dänemark 8,74 

Finnland 3,83 

Frankreich 52,96 

Deutschland 52,96 

Italien 18,16 

Japan 33,59 

Luxemburg 1,01 

Niederlande 27,74 

Norwegen 6,72 

Schweden 10,09 

Südafrikanische Union 10,09 

Vereinigtes Königreich 131,14 

Vereinigte Staaten 320,2-' 


763,07 

Teil II 


Afghanistan 1,01 

Argentinien 18,83 

Bolivien ... 1 ,06 

Brasilien 18,83 

Birma 2,02 

Ceylon 3,03 

Chile 3,53 

China 30,26 

Kolumbien 3,53 

Costa Rica 0,20 

Kuba 4,71 

Dominikanische Republik 0,40 

Ecuador 0,65 

El Salvador 0,30 

Äthiopien 0,30 

Ghana 2,36 

Griechenland 2,52 

Guatemala 0,40 

Haiti 0,76 

Honduras 0,30 

Island 0,10 

Indien 40,35 

Indonesien 11,10 

Iran 4,54 

Irak 0,76 

Irland 3,03 

Israel 1,68 

Jordanien 0,30 


*) Dollar der Vereinigten Staaten mit dem Gewicht und Feingehalt 
vom 1. Januar 1960. 
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Korea 1.26 

Lebanon 0.45 

Libya 1.01 

Malaya 2.52 

Mexico 8.74 

Morocco 3.53 

Nicaragua 0.30 

Pakistan 10.09 

Panama 0.02 

Paraguay 0.30 

Peru 1.77 

Philippines 5.04 

Saudi Arabia 3.70 

Spain 10.09 

Sudan 1.01 

Thailand 3.03 

Tunisia 1.51 

Turkey 5.80 

United Arab Republic 6.03 

Uruguay 1-06 

Venezuela 7.06 

Viet-Nam 1.51 

Yugoslavia 4.04 

236.93 

Total 1000.00 


Korea 1»26 

Libanon 0,45 

Libyen 1-01 

Malaya 2,52 

Mexiko 8,74 

Marokko 3,53 

Nicaragua 0,30 

Pakistan 10,09 

Panama 0,02 

Paraguay 0,30 

Peru 1.77 

Philippinen 5,04 

Saudi-Arabien 3,70 

Spanien 10,09 

Sudan 1.01 

Thailand 3,03 

Tunesien 1.51 

Türkei 5,80 

Vereinigte Arabische Republik 6,03 

Uruguay 1.06 

Venezuela 7,06 

Vietnam 1.51 

Jugoslawien ^-0^ 

236,93 

Gesamtsumme 1000,00 
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Denkschrift 


1. Allgemeines 

a) Das Direktorium der Weltbank hat am 26. Ja- 
nuar 1960 dem Entwurf eines Abkommens über 
die Internationale Entwicklungs-Organisation 
(IDA) zugestimiiiL und beschlossen, ihn den Mit- 
gliedstaaten der Weltbank zur Einleitung des 
Ratifikationsverfahrens zuzuleiten. Der vorlie- 
gende Entwurf bezweckt, die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für die Mitgliedschaft der Bundes- 
republik in der IDA zu schaffen. 

b) Der Vorschlag, neben der Weltbank eine inter- 
nationale Organisation zu gründen, die Kredite 
an Entwicklungsländer zu flexibleren Bedingun- 
gen als die Weltbank vergeben kann, ist Anfang 
des Jahres 1958 von dem US-amerikanischen 
Senator Monroney ausgegangen. Zu jener Zeit 
war besonders offen.bar geworden, daß in den 
Entwicklungsländern volkswirtschaftlich wichtige 
und gesunde Projekte oft nicht finanziert wer- 
den können, weil ihre Fähigkeit, sich zu nor- 
malen Bedingungen in harter Währung zu ver- 
schulden, sehr begrenzt oder sogar erschöpft ist. 
Eine Ergänzung der bisherigen Maßnahmen auf 
dem Finanzierungsgebiet, durch welche die Mög- 
lichkeiten der Eritv/icklungsländer zur Aufnahme 
von Auslandskapital erweitert v/erden, erschien 
erforderlich. 

Auf den Vorstellungen des Senators Monroney 
beruhende Überlegungen der amerikanischen 
Regierung zur Gründung einer Internationalen 
Entwicklungs-Organisation wurden inoffiziell be- 
reits während der 13. Jahresversammlung der 
Weltbank 1958 in Neu-Deihi erörtert. Entschlie- 
ßungen sind jedoch damals nicht gefaßt worden. 

Senator Monroney war im wesentlichen von der 
Vorstellung ausgegangen, die USA könnten 
einen Teil der Beträge, die als sogenannte Ge- 
genwertmittel in „weichen", d. h. nicht konver- 
tiblen Landeswährungen hauptsächlich bei der 
Veräußerung amerikanischer Überschußgüter an 
die Entwicklungsländer angefallen sind oder 
noch anfallen werden, in die neue Organisation 
einbringen und damit für die Finanzierung vor- 
dringlicher Projekte in diesen Ländern nutzbar 
machen. Demgegenüber hat sich jedoch immer 
mehr die Erkenntnis durchgesetzt, daß für Pro- 
jekte, die unter kommerziellen Bedingungen 
nicht finanziert werden können, in erster Linie 
langfristige Darlehen zu günstigen Bedingungen 
in harter Währung, nicht aber in der Landes- 
währung der Entwicklungsländer benötigt wer- 
den. Dieser Erkenntnis trug ein Vorschlag der 
amerikanischen Regierung Rechnung, der dem 
Gouverneursrat der Weltbank auf der 14. Jah- 
resversammlung im Herbst 1959 vorgelegt wurde. 

Der Gouverneursrat hat am 1. Oktober 1959 
durch einen einstimmig gefaßten Beschluß die 
Errichtung der Internationalen Entwicklungs- 
Organisation (IDA) grundsätzlich gebilligt und 
das Direktorium mit der Ausarbeitung der 
Satzung beauftragt. Die Arbeiten des Direkto- 
riums wurden am 26. Januar 1960 abgeschlossen. 


2, Ziele und Aufgaben 

Die IDA wird die Wirtschaft in den Entwicklungs- 
gebieten, soweit diese zu den Mitgliedern der Or- 
ganisation zählen, durch Gewährung finanzieller 
Hilfe für vordringliche Vorhaben fördern (Artikel I). 
Im Gegensatz zur Weltbank, die sich auf den Kapi- 
talmärkten refinanziert und deshalb ihre Kredite 
nur zu marktmäßigen Bedingungen vergeben kann, 
wird die IDA flexibler sein und ihre Finanzhilfe zu 
Bedingungen gewähren, die sich v/eniger belastend 
auf die Zahlungsbilanz auswirken. Da jedoch die 
Leistungsfähigkeit der einzelnen Entwicklungslän- 
der sehr unterschiedlich ist und insbesondere davon 
abhängt, welchen Stand der Entwicklung sie bereits 
erreicht haben, beschränkt sich das Abkommen dar- 
auf, allgemeine Grundsätze hierfür festzulegen. Der 
Organisation bleibt es Vorbehalten, die Konditionen 
jeweils dem Einzelfall anzupassen. 

Folgende Grundsätze, die einen volkswirtschaftlich 
nutzbringenden Einsatz der Mittel gewährleisten 
sollen, werden die Geschäftstätigkeit der Organisa- 
tion bestimmen (Artikel V): 

a) Die Mittel werden — abgesehen von Ausnahme- 
fällen — zur Finanzierung von Einzelprojekten 
eingesetzt werden, denen im Rahmen der Erfor- 
dernisse des Entwicklungslandes eine hohe 
Priorität zukommt (Artikel V Abschnitt 1). Es 
können somit auch soziale Projekte, wie z. B. für 
die Wasserversorgung oder für das Gesundheits- 
wesen, finanziert werden. Jedoch steht zu erwar- 
ten, daß in erster Linie wirtschaftliche Infrastruk- 
turprojekte gefördert werden, welche die Grund- 
lage für einen gesunden wirtschaftlichen Aufbau 
schaffen. Das Schwergewicht der Mittelgewäh- 
rung wird vermutlich — ähnlich wie bei der 
Weltbank — auf den Gebieten des Verkehrs- 
wesens, der Energiewirtschaft und der Landwirt- 
schaft liegen. 

b) Um die der IDA zur Verfügung stehenden Mit- 
tel gemäß ihrer Zweckbestimmung einzusetzen 
und eine Verzettelung zu vermeiden, wird sie 
nur dann Hilfe gewähren, wenn zu tragbaren 
Bedingungen hierzu weder die Weltbank, deren 
Tätigkeit durch die IDA ergänzt werden soll, 
noch andere Finanzierungsquellen in der Lage 
sind. Vorhaben, die aus IDA-Mitteln finanziert 
werden, dürfen wie bei der Weltbank nur auf 
Grund von internationalen Ausschreibungen 
vergeben werden. 

c) Die IDA wird die Anträge auf Mittelgewährung 
eingehend prüfen und hierbei in volkswirtschaft- 
licher und technischer Hinsicht strenge Maßstäbe 
anlegen. Bei der Prüfung wird — nach dem Vor- 
bild der Weltbank — auch die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik des antragstellenden Entwicklungs- 
landes kritisch gewürdigt werden. Auf diese 
Weise soll vermieden werden, daß ein Land, das 
eine ungesunde Wirtschafts- und Finanzpolitik 
betreibt, durch eine Finanzhilfe belohnt wird. 
Dies gilt insbesondere für Länder, welche die 
Neigung haben, sich über die Grenze ihrer Lei- 
stungsfähigkeit hinaus nach innen und außen zu 
verschulden. 
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d) Die der Leistungsfähigkeit der Entwicklungslän- 
der anzupassende Finanzhilfe wird grundsätzlich 
nur in Form von Darlehen gewährt. Im Ermes- 
sen der Organisation liegt es, die Bedingungen 
hierfür festzusetzen (Artikel V Abschnitt 2). Es 
können somit erleichterte Konditionen gewährt 
werden wie längere Laufzeit, mehr Freijahre als 
üblich, ermäßigte Zinsen, gegebenenfalls keine 
Zinsen und Rückzahlung ganz oder teilweise in 
Landeswährung. Ausnahmen von dem Grundsatz, 
daß nur Darlehen gegeben werden dürfen, sind 
möglich, jedoch nur dann, wenn hierfür die ein- 
gezahlten sogenannten zusätzlichen Mittel ver- 
wendet werden (vgl. unten 3, b). 

e) Die Darlehen können nicht nur den Regierungen 
der Mitgliedstaaten, sondern auch öffentlichen 
und privaten Stellen sowie internationalen und 
regionalen Organisationen gewährt werden. 
Während die Weltbank auf Grund ihrer Statuten 
die Garantie des betreffenden Staates zur Siche- 
rung von Amortisationen und Zinsendienst ver- 
langen muß, falls sie das Darlehen nicht unmit- 
telbar dem Mitglied gewährt, steht es der IDA 
frei, eine solche Garantie zu verlangen. 

f) Um Überschneidungen auf dem Gebiet der Ent- 
wicklungshilfe möglichst zu vermeiden, ist die 
IDA gehalten, mit anderen internationalen Or- 
ganisationen und solchen Mitgliedern zusam- 
menzuarbeiten, die ebenfalls finanzielle oder 
auch technische Hilfe an Entwicklungsländer ge- 
währen (Artikel V Abschnitt 4). 

g) Ebenso wie die Weltbank soll sich die IDA bei 
ihren Entscheidungen ausschließlich von volks- 
wirtsdiaftlichen, keinesfalls von politischen 
Überlegungen leiten lassen (Artikel V Ab- 
schnitt 6). 

Daß die der IDA zur Verfügung stehenden Mittel 
mit dem bestmöglichen Wirkungsgrad eingesetzt 
werden, gewährleisten die Erfahrungen der Welt- 
bank, die dem neuen Institut in vielfacher Hinsicht 
zur Verfügung stehen werden (vgl. unten 4). 


3. Mitgliedschaft und Beteiligungen 

Mitglieder der IDA können alle Mitglieder der 
Weltbank (z. Z. 68) werden. Soweit sie vor dem 
31. Dezember 1960 die Mitgliedschaft annehmen, 
werden sie als Gründungsmitglieder bezeichnet (Ar- 
tikel II Abschnitt 1). 

a) Anfangsbeteiligungen 
(Erstzeichnungen) 

Die IDA soll mit einem Betrag in Höhe von 
1 Mrd. US-S ausgestattet werden, der von den Mit- 
gliedern im Verhältnis ihrer Beteiligungen am 
Grundkapital der Weltbank aufzubringen sein wird 
(Artikel II Abschnitt 2). Dementsprechend sieht das 
Abkommen für die vier Hauptbeteiligten folgende 
Anfangsbeteiligungen vor: 

USA 320,29 MilL US-S 

Vereinigtes Königreich 131,14 Mill. US-S 

Frankreich und Deutschland je 52,96 Mill. USS 


In dem Verzeichnis A zum Abkommen sind die für 
die Mitglieder der Weltbank vorgesehenen An- 
fangsbeteiligungen im einzelnen aufgeführt. 

An dem Einzahlungsverfahren ist bemerkenswert, 
daß die Mitglieder in zwei Gruppen eingeteilt wer- 
den. Gruppe I umfaßt 17 im allgemeinen als Indu- 
strieländer bezeichnete Mitglieder der Weltbank, 
zu denen die Bundesrepublik gehört. Der Gruppe II 
gehören die übrigen 51 Mitglieder der Weltbank an, 
die überwiegend als Entwicklungsländer zu bezeich- 
nen wären. 


Von dem für die Erstausstattung der IDA in Aus- 
sicht genommenen Betrag von insgesamt 1 Mrd. US-S 
werden, wenn alle Mitglieder der Weltbank beitre- 
ten, rund 76 v. H. von den Ländern der Gruppe I 
und rund 24 v. EI. von den Ländern der Gruppe II 
aufgebracht werden. Die Aufbringung ist für beide 
Gruppen unterschiedlich. 

10 V. H. der Anfangsbeteiligung sind einheitlich von 
beiden Ländergruppen in Gold oder frei konvertier- 
barer Währung zu leisten, und zwar 5 v. H. nach 
Beitritt bzw. Geschäftsaufnahme der IDA sowie je 
1,25 V. H. in vier weiteren Jahresraten. Die rest- 
lichen 90 V. H. sind sowohl von den Industrie- wie 
auch von den Entwicklungsländern zu je 18 v. H. 
nach Beitritt bzw. Geschäftsaufnahine der IDA und 
in vier weiteren Jahresraten einzuzahlen. Ein Un- 
terschied zwischen den beiden Ländergruppen wird 
hinsichtlich der Währung gemacht, in der die rest- 
lichen 90 V. H. zu zahlen sind. Die Industrieländer 
haben sie voll in Gold oder frei konvertierbarer 
Währung zu zahlen. Den Ländern der Gruppe II ist 
im Hinblick auf ihren Devisenmangel Zahlung in 
ihrer Landeswährung gestattet. Die IDA darf die in 
Landeswährung gezahlten Beitragsteile entweder 
zur Ausgabe im betreffenden Mitgliedsland selbst 
verwenden oder, falls es dessen wirtschaftliche und 
finanzielle Lage gestattet, mit seiner Einwilligung 
in andere Währungen konvertieren. Durch entspre- 
chende Vorschriften ist sichergestellt, daß der Wert 
der eingezahlten Beträge erhalten bleibt und daß 
die von den Industrieländern eingezahlten Beträge 
anteilmäßig verwendet werden (Artikel IV). 

Die Beteiligung der Bundesrepublik wird gemäß 
diesem Einzahlungsverfahren in folgenden Teilbe- 
trägen zur Verfügung zü stellen sein: 


1. Jahr 5 v. H. + 18v. H. 

2. Jahr 1,25 v.H. -f 18v.H. 

3. Jahr 1,25 v.H. -f 18 v.H. 

4. Jahr 1,25 v.H. -f 18 v.H. 

5. Jahr 1,25 v.H. T 18 v.H. 


51 159 360 DM 
= 42 818 160 DM 

= 42 818 160 DM 

= 42 818 160 DM 

42 818 160 DM 


222 432 000 DM 
= 52 960 000 US-S 


Im Haushaltsjahr 1960 hat die Bundesrepublik da- 
nach 51 159 360 DM aufzubringen. Der Betrag wird 
außerplanmäßig zur Verfügung zu stellen sein. 


b) Zusätzliche Mittel 

Die Mittel, über die die IDA verfügen kann, werden 
ihr zunächst nur eine relativ begrenzte Tätigkeit ge- 
statten. Dies beruht auf mehreren Gründen: Erstens 
fließen der IDA die Anfangsbeteiligungen der Mit- 
glieder in fünf Raten und diese zum Teil in Landes- 
währung ZU; zweitens werden die Mittel nur in ge- 
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ringem Umfang revolvierend eingesetzt werden 
können, da sie zu nichtkommerziellen Bedingungen 
(insbesondere längere Laufzeit und mehr Freijahre 
als üblich sowie Rückzahlung teilweise in Landes- 
währung) vergeben werden und deshalb nur lang- 
sam zurückfließen; drittens kommt hinzu, daß sich 
die IDA nicht auf den Kapitalmärkten wird refinan- 
zieren können. 

Aus diesen Gründen sieht das Abkommen die Mög- 
lichkeit der Aufnahme zusälzlichor Mittel vor: 

aa) In Abständen von ungefähr fünf Jahren sowie 
auf besonderen Beschluß zu anderen Zeitpunk- 
ten sollen Überprüfungen stattfinden, ob eine 
allgemeine Erhöhung der Mittel durch Zusatz- 
zeichnungen erforderlich isi. Ein Beschluß zur 
Erhöhung der Mittel verpflichtet jedoch das ein- 
zelne Mitglied noch nicht, eine zusätzliche Be- 
teiligung zu übernehmen (Artikel III Abschnitt 1). 

bb) Die IDA kann außerdem von einzelnen Mitglie- 
dern sogenannte Ergänzungsleistungen in der 
eigenen Währung des betreffenden Landes oder 
in der Währung anderer Mitglieder entgegen- 
nehmen. Diese Alternative geht auf den Gedan- 
ken des amerikanischen Senators Monroney 
zurück, Gegenweltmittel aus der Veräußerung 
amerikanischer Überschußgüter in die IDA ein- 
zubringen. Da die Verwendung dieser Mittel 
sich nachteilig auf die betreffenden Volkswirt- 
schaften auswirken kann, sieht das Abkommen 
vor, daß die IDA zur Entgegennahme dieser Mit- 
tel der Zustimmung des Mitglieds bedarf, um 
dessen Währung es sich handelt. Das Mitglied, 
das die zusätzlichen Mittel einbringt, erhält 
kein zusätzliches Stimmrecht (Artikel III Ab- 
schnitt 2). 

4. Organisation 

a) Der organisatorische Aufbau der IDA lehnt sich 
eng an die Gliederung der Weltbank an (Ar- 
tikel VI). Oberstes Gremium ist der Gouver- 
neursrat, in den jedes Mitgliedsland einen Ver- 
treter entsendet. Der Gouverneursrat kann den 
größten Teil seiner Zuständigkeit auf das Direk- 
torium delegieren, das damit das eigentliche 
Stcuerungsorgan der Organisation wird. Im 
Gouverneursrat wie im Direktorium ist jedes 
Mitglied durch seinen Gouverneur bei der Welt- 
bank und seinen Direktor bei der Weltbank ver- 
treten. Vorsitzender des Direktoriums der IDA 
ist der Präsident der Weltbank. Dieser ist im 
Gegensatz zu der bei der Internationalen Finanz- 
Corporation getroffenen Regelung zugleich Prä- 
sident der IDA und damit auch für das Personal 
und die Geschäftstätigkeit der IDA verantwort- 
lich. 

Auch sonst wird die Verbindung zwischen Welt- 
bank und IDA sehr eng sein. Die leitenden An- 
gestellten und das sonstige Personal sollen in 
größtmöglichem Umfang in Personalunion auch 
für die IDA tätig werden, damit die Erfahrungen 
der Weltbank genutzt und Doppelarbeiten ver- 
mieden werden. Gleichwohl stellt die IDA eine 
selbständige Rechtspersönlichkeit dar; IDA und 
Weltbank haften gegenseitig nicht für ihre Ver- 
bindlichkeiten. 


Die IDA wird Verbindung mit den Vereinten 
Nationen aufnehmen und möglicherweise wie 
die Weltbank den Status einer Sonderorganisa- 
tion der Vereinten Nationen annehmen. 

Das Stimmrecht der einzelnen Mitglieder berech- 
net sich nach der Höhe ihrer Beteiligung an der 
IDA zusätzlich einer für alle Mitglieder gleichen 
Grundstimmenzahl. 

b) Die Vorschriften über die Einstellung der Ge- 
schäftstätigkeit, den Austritt und die Suspendie- 
rung der Mitgliedschaft (Artikel VII), die Rechts- 
stellung, die Immunitätsrechte und die Privi- 
legien (Artikel VIII), die Änderungen des Ab- 
kommens (Artikel IX) sowie die Auslegung des 
Abkommens und das Schiedsgerichtsverfahren 
(Artikel X) entsprechen denjenigen des Abkom- 
mens über die Weltbank. In wesentlichen Teilen 
stimmen sie wörtlich überein. 


5. Inkrafttreten 

Das Abkommen tritt in Kraft, wenn es von Mitglie- 
dern unterzeichnet ist, deren Beteiligungen minde- 
stens 650 VlilL US-S ausmachen, frühestens jedoch 
am 15. September 1960. Letzter Unterzeichnungster- 
min ist der 31. Dezember 1960 (Artikel XI). 

6. Bedeutung der Mitgliedschaft 
für die Bundesrepublik 

Die deutsche Beteiligung an der IDA sollte in der 
Erkenntnis erfolgen, 

a) daß neben der Betätigung der privaten Wirt- 
schaft, der die Bundesregierung den Vorrang 
(z. B. durch Förderung des Kapitalexports) gibt, 
auf den ergänzenden Einsatz öffentlicher Mittel 
nicht verzichtet werden kann, insbesondere so- 
lange sich die Wirtschaft vieler Länder noch in 
den ersten Stadien der Entwicklung befindet; 

b) daß, wenn den Entwicklungsländern beim Auf- 
bau ihrer Infrastruktur zu Sondorkonditionen 
geholfen werden soll, dieses nach Möglichkeit 
auf multilateraler Basis geschehen sollte. Inter- 
nationale Organisationen sind meist besser in 
der Lage als ein einzelnes Land, das Hilfe ge- 
währt, auf die Empfängerländer im Geiste der 
internationalen Zusammenarbeit dahingehend 
einzuwirken, daß sie ihre Wirtschaftspolitik in 
zweckentsprechender Weise gestalten. Auch bie- 
ten sie die Gewähr dafür, daß die nur in be- 
schränktem Umfang verfügbaren nationalen Mit- 
tel nicht verzettelt, sondern sinnvoll zusammen- 
gefaßt und verwendet werden; 

c) daß auch durch die IDA die von der Bundesre- 
gierung für notwendig gehaltene internationale 
Koordinierung der bilateralen Bestrebungen der 
freien Welt zur Hebung des Lebensstandards in 
den Entwicklungsländern gefördert werden kann. 

Zusammenfassend ist festzustelien, daß die Beteili- 
gung der Bundesrepublik an der IDA eine wertvolle 
Ergänzung der deutschen Hille für die Entwicklungs- 
länder sein wird. 
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